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Bekanntgabe des Ergebnisses einer 
allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles 
zur Feststellung, ob eine Verpflichtung 

zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht

Firma Finalin GmbH, 
Antrag nach § 16 BImSchG, Aktenzeichen 101/2020

Die Firma Finalin GmbH hat am 8. Juli 2020 bei der 
Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft 
– Immissionsschutz und Abfallwirtschaft – eine Genehmi-
gung nach §   16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) für die Änderung einer Anlage zur Herstellung 
von Anstrich- oder Beschichtungsstoffen durch den Abriss 
der bisher auf einer Höhe von 10 Metern über Grund ablei-
tenden Schornsteine der Gebäude 12 und 13 sowie die 
anschließende Montage von jeweils auf 20 Meter ableiten-
den Stahlrohrschornsteinen als Ersatz dafür auf dem 
Betriebsgrundstück Georg-Wilhelm-Straße 189, 21107 
Hamburg, beantragt.

Die Änderung einer Anlage zur Herstellung von 
Anstrich- oder Beschichtungsstoffen stellt nach Nummer 
4.10 Spalte 2 Buchstabe A der Anlage 1 zum UVPG ein Vor-
haben dar, für das eine allgemeine Vorprüfung des Einzel-
falles nach § 9 Absatz 3 in Verbindung mit §§ 7 und 5 UVPG 
vorgesehen ist.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 9 
Absatz 3 UVPG in Verbindung mit §§ 7 und 5 UVPG hat 
nach überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der 
einschlägigen Kriterien nach Anlage 3 UVPG ergeben, dass 
durch das beantragte Änderungsvorhaben keine erheb
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf die in § 2 
Absatz 1 UVPG genannten Schutzgüter hervorgerufen wer-
den können. Die Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung ist nicht erforderlich.

Wesentliche Gründe für das Nichtbestehen der UVP-
Pflicht sind:

Das Betriebsgrundstück liegt im Industriegebiet.

Die Immissionen von Schadstoffen und Gerüchen in die 
Umgebung werden durch die neuen Schornsteine gegen-
über dem jetzigen Zustand erheblich reduziert. Dies wurde 
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durch ein den Antragsunterlagen beiliegendes Geruchsgut-
achten rechnerisch nachgewiesen.

Die Herstellprozesse in den von der Änderung betroffe-
nen Gebäuden ändern sich nicht. Dementsprechend sind 
keine höheren oder neuartigen Emissionen zu erwarten.

Die Lärmsituation in der Umgebung wird durch die 
neuen Schornsteine nicht verschlechtert, da für diese keine 
zusätzlichen Ventilatoren installiert werden müssen.

Da das Vorhaben nach Einschätzung der Behörde für 
Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft keine erheb
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, 
wird von der Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung des Vorhabens abgesehen. Diese Feststellung ist 
gemäß § 5 Absatz 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar.

Hamburg, den 12. August 2020

Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft 

– Immissionsschutz und Abfallwirtschaft –
Amtl. Anz. S. 1549

Bekanntgabe des Ergebnisses einer 
allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles 
zur Feststellung, ob eine Verpflichtung 

zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht

Firma Elantas Europe GmbH, 
Antrag nach § 16 BImSchG, Aktenzeichen 84/2020

Die Firma Elantas Europe GmbH hat am 9. Juni 2020 
bei der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrar-
wirtschaft – Immissionsschutz und Abfallwirtschaft – eine 
Genehmigung nach §  16 des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes (BImSchG) für die Änderung einer Anlage zur Her-
stellung von Kunststoffen durch Neuerrichtung und 
Betrieb eines Reaktionskessels, dazugehöriger Thermalöl- 
und Kryo-Anlage sowie der damit verbundenen Herstel-
lung neuer Polymerprodukte auf dem Betriebsgrundstück 
Großmannstraße 105, 20539 Hamburg, beantragt.

Die Änderung einer Anlage zur Herstellung von Kunst-
stoffen stellt nach Nummer 4.2 Spalte 2 Buchstabe A der 
Anlage 1 zum UVPG ein Vorhaben dar, für das eine allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 9 Absatz 3 in 
Verbindung mit §§ 7 und 5 UVPG vorgesehen ist.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 9 
Absatz 3 UVPG in Verbindung mit §§ 7 und 5 UVPG hat 
nach überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der 
einschlägigen Kriterien nach Anlage 3 UVPG ergeben, dass 
durch das beantragte Änderungsvorhaben keine erheb
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf die in § 2 
Absatz 1 UVPG genannten Schutzgüter hervorgerufen wer-
den können. Die Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung ist nicht erforderlich.

Wesentliche Gründe für das Nichtbestehen der UVP-
Pflicht sind:

Das Betriebsgrundstück liegt im Industriegebiet. Die 
benachbarten Grundstücke sind als Gewerbegebiet ausge-
wiesen.

Zusätzliche Immissionen von Schadstoffen in die Umge-
bung durch den Betrieb des neuen Reaktionsbehälters sind 
nicht zu erwarten, da die dort entstehenden Emissionen der 
thermischen Nachverbrennungsanlage zugeführt werden 

und dieser zusätzlich eine Kryo-Anlage zur Auskondensa-
tion von flüchtigen Bestandteilen aus dem Abluftstrom des 
Reaktionsbehälters vorgeschaltet wird.

Die Lärmsituation in der Umgebung wird durch den 
innerhalb der Produktionshalle errichteten neuen Reak
tionsbehälter nicht beeinflusst. Die vor dem Gebäude 
errichtete Thermalöl- und Kryo-Anlage wird die Lärmsitu-
ation nur in geringem Maße verschlechtern. Es wird sicher-
gestellt, dass die nach TA Lärm vorgeschriebenen Richt-
werte in der Umgebung weiterhin sicher eingehalten wer-
den.

Die Elantas Europe unterliegt dem Geltungsbereich der 
Störfallverordnung. Ein aktuelles schriftliches Konzept zur 
Verhinderung von Störfällen sowie eine Betrachtung der 
neuen Prozesse nach der TRAS 410 sind Teil der Antrags-
unterlagen. Sonstige Gefahren nach § 5 Absatz 1 Nummer 1 
BImSchG sind nicht zu besorgen. Vorkehrungen zum 
Schutz vor sonstigen Gefahren werden getroffen.

Da das Vorhaben nach Einschätzung der Behörde für 
Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft keine erheb
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, 
wird von der Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung des Vorhabens abgesehen. Diese Feststellung ist 
gemäß § 5 Absatz 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar.

Hamburg, den 12. August 2020

Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft

– Immissionsschutz und Abfallwirtschaft –
Amtl. Anz. S. 1550

Öffentlichkeitsbeteiligung 
im Zuge der Aufstellung von 

Managementmaßnahmenblättern 
für gebietsfremde Invasive Arten

Es ist beabsichtigt, auf Grund von Artikel 26 der EU-Ver-
ordnung Nr. 1143/2014 über die Prävention und das 
Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver 
gebietsfremder Arten vom 22. November 2014 die Öffent-
lichkeitsbeteiligung der Managementmaßnahmen für nach 
Artikel 19 der EU-Verordnung Nr. 1143/2014 in Deutsch-
land weit verbreitete Arten der dritten Unionsliste (DVO 
[EU] 2019/1262) durchzuführen.

Ein Vorblatt, ein Einordnungsschema nach Artikel 16 
bzw. Artikel 19 der EU-Verordnung Nr. 1143/2014, die 
Managementmaßnahmenblätter und ein länderspezifischer 
Verbreitungsanhang liegen vom 1. September 2020 bis zum 
1. Oktober 2020 öffentlich aus. Während dieses Zeitraums 
können sie in folgender Dienststelle zu den genannten Zei-
ten eingesehen werden:

Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft, 
Neuenfelder Straße 19, Empfangsbereich, 21109 Hamburg, 
montags bis donnerstags von 8.30 Uhr bis 16.00 Uhr, frei-
tags von 8.30 Uhr bis 14.00 Uhr.

Neben der öffentlichen Auslegung vor Ort werden zeit-
gleich die Dokumente zur Ansicht und Stellungnahme 
auch im Internet unter www.anhoerungsportal.de bereitge-
stellt.

Bedenken und Anregungen können während der Ausle-
gungsfrist elektronisch über www.anhoerungsportal.de vor-
gebracht werden.
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Falls dies nicht möglich ist, können schriftliche Stel-
lungnahmen an die Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft, N 335, Neuenfelder Straße 19, 21109 
Hamburg, gesendet werden. Hier besteht auch die Möglich-
keit der Niederschrift.

Hamburg, den 21. August 2020

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft

Amtl. Anz. S. 1550

Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Hamburg-Mitte 

vom 13. August 2020 
zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 

alkoholischer Getränke
Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-

gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste-
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am 
13. August 2020, 13.00 Uhr, im Internet zugänglich gemacht 
worden und unter https://www.hamburg.de/mitte abrufbar.

Hamburg, den 13. August 2020

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1551

Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Hamburg-Mitte 

vom 13. August 2020 
zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 

alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erlässt als zuständige 
Behörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Infektionsschutzge-
setzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I. S. 
1385) geändert worden ist, in Verbindung mit Ziffer I 
Absatz 1 der Anordnung über Zuständigkeiten im Infekti-
onsschutzrecht vom 27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), 
zuletzt geändert durch Anordnung vom 23. Juni 2020 
(Amtl. Anz. S. 1201), die folgende Allgemeinverfügung:

1.	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 
Getränken innerhalb der in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereiche ist am Freitag, den 
14. August 2020, und Sonnabend, den 15. August 2020, 
jeweils von 20 Uhr bis 6 Uhr des Folgetages untersagt. 
Ausgenommen hiervon ist der Ausschank von alkoho-
lischen Getränken im konzessionierten Bereich, ein-
schließlich der genehmigten Außengastronomie von 
Gaststätten, für den Verzehr an Ort und Stelle.

2.	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung im Internet unter https:// 
www.hamburg.de/mitte als bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 

Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe schwer, 
auch tödliche Krankheitsverläufe kommen vor.

Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland wird, insbesondere mit Blick auf die aktuelle 
Reisesaison, nach der Bewertung des Robert-Koch-Insti-
tuts, das für die Vorbeugung übertragbarer Krankheiten 
und die Verhinderung der Weiterverbreitung von Infektio-
nen eine besondere Expertise aufweist (§ 4 IfSG), unverän-
dert als hoch eingeschätzt. Nach den vorliegenden medizi-
nischen Erkenntnissen ist die Erkrankung sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 
Anzahl der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit 
etwa Mitte März bis Anfang Juli 2020 rückläufig, seitdem 
nimmt die Fallzahl stetig zu. Einige Kreise übermitteln 
derzeit zwar nur wenige bzw. keine Fälle an das 
Robert-Koch-Institut. Es kommt aber zunehmend wieder 
zu einzelnen Ausbruchsgeschehen, die erhebliche Ausmaße 
erreichen können. Das Robert Koch-Institut schätzt die 
Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland derzeit weiterhin insgesamt als hoch ein, für 
Risikogruppen sogar als sehr hoch. Das SARS-CoV-2-Virus 
ist grundsätzlich leicht von Mensch zu Mensch übertragbar. 
Das Infektionsrisiko ist stark von der regionalen Verbrei-
tung, von den Lebensbedingungen (Verhältnissen) und 
auch vom individuellen Verhalten (AHA-Regel: Abstand 
halten, Hygiene beachten, Alltagsmasken tragen) abhängig. 
Der Hauptübertragungsweg für SARS-CoV-2 ist die respira-
torische Aufnahme virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die 
beim Atmen, Husten, Sprechen und Niesen entstehen. Je 
nach Partikelgröße unterscheidet man zwischen Tröpfchen 
und Aerosolen, wobei der Übergang zwischen beiden For-
men fließend ist. Während insbesondere größere respirato-
rische Tröpfchen schnell zu Boden sinken, können Aerosole 
auch über längere Zeit in der Luft schweben und sich in 
geschlossenen Räumen verteilen. Ob und wie schnell die 
Tröpfchen und Aerosole absinken oder in der Luft schwe-
ben, ist neben der Größe der Partikel von einer Vielzahl 
weiterer Faktoren, u. a. der Temperatur und der Luftfeuch-
tigkeit, abhängig. Beim Atmen und Sprechen, aber noch 
stärker beim Schreien und Singen werden Aerosole ausge-
schieden; beim Husten und Niesen entstehen zusätzlich 
deutlich mehr Tröpfchen. Neben der steigenden Lautstärke 
beim Sprechen können auch individuelle Unterschiede zur 
verstärkten Freisetzung beitragen. Grundsätzlich ist die 
Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegenüber Tröpfchen 
und Aerosolen im Umkreis von 1 bis 2 Metern um eine 
infizierte Person herum erhöht.

Da weder eine spezifische Therapie noch eine Impfung 
zur Verfügung stehen, müssen alle Maßnahmen darauf 
gerichtet sein, die Verbreitung des Virus so gut wie möglich 
zu verhindern. Der Schutz der Gesundheit der Bevölkerung 
hängt nach den Einschätzungen des Robert-Koch-Instituts 
maßgeblich von der Einhaltung des Abstandsgebots, Kon-
taktbeschränkungen, Tragen von Mund-Nasen-Bedeckun-
gen sowie den eingeleiteten Gegenmaßnahmen (Kontakt-
nachverfolgung, Quarantäne und Testungen) ab. Hierfür 
hat die Freie und Hansestadt Hamburg mit der Verordnung 
zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-
CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg vom 30. Juni 
2020 (HmbGVBl., S. 365 – HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO) entsprechende Vorgaben erlassen. Nach § 3 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ist jede Person aufge-
rufen, die körperlichen Kontakte zu anderen Personen als 
den Angehörigen des eigenen Haushalts auf ein absolut 
nötiges Minimum zu reduzieren, die aktuellen Empfehlun-
gen der zuständigen öffentlichen Stellen zur Vermeidung 
der Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 zu beachten 
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und hierzu geeignete Hygienemaßnahmen einzuhalten. 
Nach Absatz 2 dieser Vorschrift müssen Personen an öffent-
lichen Orten grundsätzlich einen Mindestabstand von 
1,5 m zueinander einhalten (Abstandsgebot). Ausnahmen 
gelten nur in einem eingeschränkten Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
werden oder aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht 
mehr eingehalten werden können, begünstigt dies die Über-
tragung von SARS-CoV-2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt es, in der konkreten 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse-
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infek
tionsschutzes ausgerichtet sind, zu verhindern.

Sofern insbesondere im Zusammenhang mit dem Kon-
sum von alkoholischen Getränken, die vorgenannten Min-
deststandards, die verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO festgeschrieben sind, von einer großen 
Anzahl von Personen nicht mehr eingehalten werden, 
bedarf es weitergehender Anordnungen, um einen Gesund-
heitsschutz effektiv zu gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Hamburg-Mitte, als der 
für den Bezirk Hamburg-Mitte zuständigen Infektions-
schutzbehörde, ist, die Lockerungen der Beschränkungen, 
die vom Senat der Freien und Hansestadt Hamburg erlassen 
wurden, mit Augenmaß zu begleiten. Dabei sollen beson-
dere Gefahrenlagen erkannt und zum Schutz vor Infekti-
onsgefahren für die menschliche Gesundheit angegangen 
werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
Wochen vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten 
zunehmend Verstöße gegen die Abstandsgebote im Zustän-
digkeitsbereich des Bezirksamtes Hamburg-Mitte in den 
Abendstunden sowie zur Nachtzeit festgestellt. Aufgrund 
der zurückliegenden Lockerungen der HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO und der damit einhergehenden 
Zunahme des geselligen Zusammenseins erfährt vornehm-
lich der Stadtteil St. Pauli einen stetigen Zustrom an Besu-
cherinnen und Besuchern, sowohl in den dortigen Gastro-
nomiebetrieben als auch auf den umliegenden öffentlichen 
Flächen. Dabei konnte festgestellt werden, dass viele der 
anwesenden Personen ohne die gebotenen Abstände dicht 
und sichtlich alkoholisiert beieinander standen. Aufforde-
rungen der Einsatzkräfte, die Abstandsregelungen einzu-
halten, waren nicht geeignet, eine Verhaltensänderung der 
Besucherinnen und Besucher zu erreichen.

Betroffen waren insbesondere die folgenden Bereiche: 
Neuer Pferdemarkt, Neuer Kamp, Feldstraße, Markstraße, 
Sternstraße, Lagerstraße, Beim Grünen Jäger, Wohlwill-
straße, Thadenstraße, Paul-Rosen-Straße, Clemens-
Schultz-Straße, Hein-Hoyer-Straße, Budapester Straße, Am 
Brunnenhof. Aber auch die Reeperbahn sowie die umlie-
genden Bereiche waren stark frequentiert. Auffälligstes 
Wesensmerkmal des abendlichen und nächtlichen Nut-

zungsverhaltens war, dass sich die Besucherkreise nicht an 
die Abstands- und Hygienevorgaben hielten. Besondere 
Brennpunkte stellten die Bereiche vor Alkoholverkaufsstel-
len dar. Dies umfasste die Eingangsbereiche und Vorplätze 
von Kiosken und Gaststätten mit Alkohol-Außer-Hausver-
kauf. Es bildeten sich lange Personenschlangen, die Läden 
waren zeitweilig überfüllt. Auch wurde bedauerlicherweise 
zeitweilig an den vergangenen Wochenenden ein erhöhtes 
Aggressionspotenzial festgestellt. Bei polizeilichen Maß-
nahmen zur Überwachung der Eindämmungsverordnung 
zeigte dieser Personenkreis zwar Verständnis, deutete 
Kooperation aber nur an. Regelmäßig entfernten sich die 
angesprochenen Personen nach Ansprache nicht aus eige-
nem Antrieb.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hatte bereits am 
Wochenende vom 26. Juni 2020 bis zum 28. Juni 2020 ein-
zelnen Betrieben den Außer-Haus-Verkauf von Alkohol 
untersagt. Diese punktuellen Maßnahmen konnten eine 
verlässliche Einhaltung der Regelungen der HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO jedoch nicht sicherstellen. Die 
zunächst sichtbaren Erfolge vor Ort führten teilweise zu 
Abwanderungstendenzen in andere Bereiche und waren 
ohnehin nur vorübergehender Natur. Seitens der Polizei 
Hamburg konnte nicht festgestellt werden, dass die verant-
wortlichen Gastronomen bzw. Betreiber von Einzelhandels-
geschäften auf eine Einhaltung der Regelungen der Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO einen spürbaren Einfluss 
ausüben konnten.

Die Polizei Hamburg hatte auch im Juli wiederholt mas-
sive Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kontakt-
beschränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen Hygi-
enevorgaben des § 5 der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO insbesondere im Stadtteil St. Pauli feststellen 
müssen. Einhergehend mit der Ferien- und Urlaubszeit 
verzeichneten sowohl das Vergnügungs- als auch das Rot-
lichtviertel in der Sternschanze bzw. auf St. Pauli insgesamt 
wieder steigende Besucherzahlen. Am Wochenende des 24. 
Juli 2020 bis zum 26. Juli 2020 waren erstmals wieder Besu-
cherzahlen erreicht worden, wie sie vor den beschränken-
den Maßnahmen vor der Eindämmung der Pandemie im 
März dieses Jahres üblich waren. Das Personenaufkommen 
war in den Nachtstunden bei Besucherinnen und Besu-
chern an den beliebten Orten wiederholt groß, insbeson-
dere in den Bereichen Sternschanze und Große Freiheit auf 
St. Pauli. Wiederholt mussten Einsatzkräfte der Polizei 
Besucherströme lenken und in Teilen die Straßen gegen 
einen weiteren Zulauf absperren.

Die Gehwege in den betroffenen Bereichen waren bereits 
ab den Nachmittagsstunden stärker frequentiert. Wenn-
gleich das Aufkommen zu dieser Zeit noch überschaubar 
war, herrschte an verschiedenen Stellen auf den Gehwegen 
aufgrund der Außengastronomie, Verkaufsständen und 
Baumbewuchs eine räumliche Enge. In den Abend- und 
Nachtstunden verstärkten zunehmende Besucherzahlen 
diese räumliche Enge spürbar. Einerseits versuchten viele 
Besucherinnen und Besucher über die Reeperbahn die 
Gaststätten, Clubs, Diskotheken, Restaurants und ver-
gleichbare Einrichtungen zu erreichen. Die Große Freiheit 
hatte insoweit nach der Einschätzung der Polizei Hamburg 
eine übergeordnete bzw. bezirksübergreifende Bedeutung. 
Die vorherrschende Außengastronomie übte ebenfalls ihren 
Reiz aus. Auf den Gehwegen wurden Engstellen dadurch 
verstärkt, dass Besucherinnen und Besucher versuchten, 
sich über einen Außer-Haus-Verkauf mit alkoholischen 
Getränken zu versorgen. Es entstanden Warteschlangen, an 
denen sich Besucherinnen und Besucher vorbeidrängelten. 
Mund-Nasen-Bedeckungen wurden seitens der Gäste und 
Kundinnen sowie Kunden nur sehr selten getragen.
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In den Bereichen Schulterblatt, Neuer Pferdemarkt, St. 
Pauli-Nord, Wohlwill- und Thadenstraße erfolgte der Alko-
holerwerb zu ca. 50 % aus Lokalen und zu ca. 40 % aus Kios-
ken. Im Übrigen versorgten sich die Besucherinnen und 
Besucher selbst. Die Polizei Hamburg war gezwungen, 
mehrere Verkaufsverbote gemäß § 13 Abs. 4 HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO auszusprechen. Dabei konnte 
festgestellt werden, dass jede einzelne Schließung von Ver-
kaufsstellen zu Abwanderungsbewegungen zu anderen Ver-
kaufsstellen führte. Dabei bildeten sich wiederum Warte-
schlagen, in denen das Abstandsgebot der HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO nicht eingehalten wurde. Maß-
nahmen der Polizei Hamburg fanden keine bzw. nur wenig 
Akzeptanz und das Einschreiten der Einsatzkräfte wurde 
zwar kurzfristig, aber nicht nachhaltig, befolgt.

Die Ereignisse der zurückliegenden Wochenenden 
haben gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO festgeschriebenen Maßnahmen nicht genügen, 
um einem ausreichenden bzw. umfassenden Infektions-
schutz Rechnung zu tragen. Zusammenfassend lässt sich 
somit feststellen, dass es zu Situationen gekommen ist, die 
es der Polizei Hamburg nicht mehr möglich machten, die 
Einhaltung des Abstandsgebots und der Hygienevorgaben 
ohne die Anwendung unmittelbaren Zwangs sicherzustel-
len. Es bedarf zusätzlicher Maßnahmen, die sicherstellen, 
dass den Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Ein
dämmungsVO, insbesondere dem Abstandsgebot gemäß 
§ 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, nachgekommen 
wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Ham-
burg-Mitte als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß 
§ 28 IfSG am 30. Juli 2020 eine Allgemeinverfügung erlas-
sen, mit der der Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen 
Getränken für das Wochenende vom 31. Juli 2020 bis zum 
2. August 2020 jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Fol-
getages in dem betroffenen Stadtteil St. Pauli untersagt 
wurde.

Die darauf folgenden Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg sowie des Bezirksamts Hamburg-Mitte 
zeigten, dass an diesem Wochenende (31. Juli – 2. August) 
im Vergleich zu den vorangegangenen Wochenenden im 
Juli weniger Personen in den betroffenen Vergnügungsvier-
teln auf St. Pauli und in Altona unterwegs waren und sich 
wesentlich weniger Personenansammlungen bildeten. Es 
konnte insbesondere festgestellt werden, dass sich die Besu-
cherinnen und Besucher des Stadtteils St. Pauli weitestge-
hend an die Vorgaben der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO hielten und sich zum überwiegenden Teil ver-
ständnisvoll und kooperativ verhielten. Dennoch ereigne-
ten sich erneut Verstöße gegen das geltende Abstandsgebot 
sowie gegen die allgemeinen Hygienevorgaben der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, sodass die Polizei 
Hamburg in den Einsatzbereichen der Polizeikommissari-
ate 15, 16 und 21 zahlreiche Ordnungswidrigkeitenverfah-
ren einleiten, mehrere Partys auflösen und Betriebe gänz-
lich schließen musste.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erließ für das darauffol-
gende Wochenende ein weiteres Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs von Alkohol, und zwar für Freitag, den 7. August 
2020, und für Sonnabend, den 8. August 2020, jeweils von 
20 Uhr bis 6 Uhr des Folgetages. Die Lage- und Einsatzbe-
richte der Polizei Hamburg sowie des Bezirksamts Ham-
burg-Mitte bestätigten die positive Wirkung des Verkaufs-
verbots nochmals. Die Polizei Hamburg stellte erneut ein 
geringeres Personenaufkommen als an den Wochenenden 
im Juli ohne Alkoholverkaufsverbot fest, wobei die Außen-
gastronomie gut besucht war. Die Abstandsvorgabe der 

HmbSARS-CoV2-EindämmungsVO traf auf eine deutlich 
höhere Akzeptanz bei den noch Anwesenden, die sich 
zudem überwiegend freundlich, einsichtig und friedlich 
verhielten. Die polizeilichen Feststellungen lassen weder 
erkennen, dass die Anwesenden in relevantem Umfang 
eigene alkoholische Getränke mitgebracht haben, noch, 
dass die Anwesenden sich in den Randbereichen der Ver-
botszone mit alkoholischen Getränken versorgt und die 
Verbotszone sodann aufgesucht hätten. Ergänzende Kon
trollen durch das Bezirksamt bestätigten ebenfalls die deut-
liche Abnahme der Menschenansammlungen im Geltungs-
bereich des Außer-Haus-Verkaufsverbots.

Das von der Allgemeinverfügung betroffene Gebiet ist 
insbesondere bei jungen Erwachsenen bekannt und attrak-
tiv. Die Gruppe der 20 bis 39-jährigen gehört zu der stark 
von einer SARS-CoV-2-Infektion betroffenen Altersgruppe. 
Sollte es bei diesen zufälligen Treffen verschiedener Grup-
pen zu Infektionen kommen, ist das Nachhalten der Kon-
takte nicht möglich. Dies macht das epidemiologisch gebo-
tene Eingrenzen bzw. die Unterbrechung von Infektions-
ketten unmöglich. Die Herkunftsorte der Anwesenden sind 
größtenteils unbekannt. Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
die Örtlichkeiten über den Bezirk Hamburg-Mitte hinaus 
äußerst attraktiv wirken. Deshalb steht zu befürchten, dass 
die Infektionslage noch unübersichtlicher werden kann. 
Das Virus kann aus den unterschiedlichsten Bereichen in 
den Bezirk Hamburg-Mitte hineingetragen werden und 
auch wieder in andere Teile der Freien und Hansestadt 
Hamburg und des Umlandes gebracht werden. Die beo
bachteten Personengruppen zeichnen sich durch eine ver-
gleichsweise große Mobilität aus, was zu einem wesentlich 
höheren Infektionsrisiko beiträgt. Sollte es aufgrund einer 
größeren Menschenansammlung im Bezirk Hamburg-Mitte 
zu einem Infektionsausbruch kommen (sog. Supersprea-
der-Event), wäre ein sehr wirksames Mittel des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes, nämlich die Unterbrechung von 
Infektionsketten, ausgeschaltet.

Die prognostizierten hohen Temperaturen von um die 
30°C lassen erwarten, dass ohne ein erneutes Alkoholver-
kaufsverbot am kommenden Wochenende eine hohe Anzahl 
von Besucherinnen und Besuchern die vom Geltungsbe-
reich erfassten Bereiche aufsuchen würde. Damit stiege das 
Risiko von epidemiologisch bedenklichen Menschen
ansammlungen im öffentlichen Raum. Das Bezirksamt 
Hamburg-Mitte hat sich angesichts dieser Umstände sowie 
aufgrund der gestiegenen Anzahl an Neuinfektionen sowie 
der Rückkehr vieler Hamburgerinnen und Hamburgern aus 
den Sommerferien dazu entschlossen, den Außer-Haus-Ver-
kauf von alkoholischen Getränken in den vorgenannten 
Gebieten erneut im Vorwege zu untersagen, um der Gefahr 
eines unkontrollierbaren Infektionsgeschehens wirksam zu 
begegnen.

II.

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist 
§ 28 Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem unter diesen Voraussetzungen Veran-
staltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 
beschränken oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass 
durch diese Maßnahme Betreibern und Inhabern von 
Außer-Haus-Verkaufsstellen ein grundrechtlich geschütztes 
Verhalten (Verkauf von alkoholischen Getränken an 
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bestimmten Tagen zu bestimmten Uhrzeiten) untersagt 
wird, und nicht feststeht, dass diese in Anspruch genomme-
nen Personen zu den in § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG genannten 
Personen (Kranke, Krankheits- bzw. Ansteckungsverdäch-
tige oder Ausscheider) zählen. Denn § 28 Absatz 1 Satz 1 
IfSG ermöglicht es den zuständigen Behörden, notwendige 
Schutzmaßnahmen auch gegen Dritte, sogenannte Nicht-
störer, zu ergreifen. Der Begriff der „Schutzmaßnahmen“ ist 
umfassend und eröffnet der Infektionsschutzbehörde ein 
möglichst breites Spektrum an geeigneten Schutzmaßnah-
men, welches durch die Notwendigkeit der Maßnahme im 
Einzelfall begrenzt wird. Die Feststellung von Kranken, 
Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder 
Ausscheidern eröffnet zwar den Anwendungsbereich der 
Norm, begrenzt jedoch nicht den Kreis möglicher Adressa-
ten infektionsschutzrechtlicher Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahmen hat die zuständige Behörde die notwendigen 
Schutzmaßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu 
Grunde, dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, 
die bei Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage 
kommen können, nicht im Vorfeld bestimmen lässt. Unab-
hängig von der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die 
auf dem gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Ham-
burg Wirkung entfaltet, können weitere infektionsschutz-
rechtliche Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit 
diese durch die zuständige Behörde in bestimmten Berei-
chen bzw. Lagen als notwendig angesehen werden.

1.

Das Ziel dieser Allgemeinverfügung ist es, größere 
Ansammlungen von Personen zu verhindern, bei denen 
aufgrund einer Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die 
Hemmschwelle sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiterhin zu befolgenden Vorgaben nicht 
einzuhalten. Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag 
zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und insbeson-
dere zur Verhinderung der Überlastung des Gesundheits-
systems geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen oder Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko-
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindest
abstands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen besteht 
daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil dort die 
zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen Abstände 
zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not-
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund-
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund-
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg sicher-
zustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen der 
Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin-
aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 

muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer-
den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten-
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 
erkrankte Personen zu sichern.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und den anstehenden 
Sommernächten birgt ein hohes Potenzial, dass sich an ver-
schiedenen Orten über einen längeren Zeitraum Menschen-
ansammlungen bilden. Gerade bei gutem Wetter neigen die 
Bürgerinnen und Bürger erfahrungsgemäß dazu, sich im 
Freien zu versammeln. Zudem sinkt in erkennbarer Weise 
auch die Bereitschaft, sich an die Einschränkungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zu halten.

Durch größere Menschenmengen, die gemeinsam bzw. 
in größeren Gruppen alkoholische Getränke konsumieren 
und denen die Einhaltung der Abstands- und Hygiene
regeln zunehmend schwerer fällt, wird das Risiko einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vergrößert. 
Die Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei Ham-
burg und des Bezirksamtes Hamburg-Mitte haben gezeigt, 
dass aufgrund der enthemmenden Wirkung von Alkohol 
das Abstandsgebot nicht eingehalten wird. Die Einhaltung 
der Abstandsregelungen ist aber von enormer Wichtigkeit, 
um der Gefahr des weiteren Anstiegs der Neuinfektionszah-
len zu begegnen. Maßnahmen wie diese, deren Zweck dar-
auf gerichtet ist, die Abstandsregelungen wirksam durchzu-
setzen bzw. deren Einhaltung sicherzustellen, zumindest 
aber zu unterstützen, dienen somit einem berechtigten, all-
gemeinem Interesse.

2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindest
abstandsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg-
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter-
sagen, da es anderenfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge-
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko-
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen der Gaststättenbetriebe weiterhin 
zulässig ist, ist damit zu rechnen, dass sich die Besucherin-
nen und Besucher nur auf diese verteilen und sich mangels 
Außer-Haus-Verkaufs nicht auf den öffentlichen Flächen, 
die von der Allgemeinverfügung erfasst werden, ansam-
meln.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste-
hen von Infektionsgefahren bereits im Vorfeld durch die 
Vermeidung der Bildung risikogeneigter Menschen
ansammlungen entgegen. Es macht darüber hinaus die 
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polizeiliche Auflösung solcher Ansammlungen entbehrlich, 
wodurch sowohl das Konfliktpotenzial und als auch das 
Infektionsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriffs
intensitäten geht das Bezirksamt Hamburg-Mitte davon 
aus, dass das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken die geeignetste Maßnahme darstellt. Auf-
grund des dynamischen Infektionsgeschehens und der 
schwierigen Beherrschbarkeit spontan auftretender Hand-
lungserfordernisse ist ein präventives dem repressiven Vor-
gehen vorzuziehen.

3.

Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken ist auch erforderlich.

Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch in zeitli-
cher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme 
Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maß-
nahme der erforderlichen Eindämmung der Verbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge getan werden 
kann.

Auf Grundlage der an den beiden vergangenen Wochen-
enden (31. Juli bis 2. August 2020 sowie 7. bis 8. August) 
gewonnenen Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass der-
zeit kein anderes Mittel zur Verfügung steht, welches in 
ähnlicher Weise geeignet wäre, um das legitime Ziel zu 
erreichen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
Alkohol zu versorgen. Zudem würden die ansässigen gastro-
nomischen Betriebe – die gemäß § 15 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiteren Vorgaben unterliegen – in einem 
unverhältnismäßig hohen Maße bei der Geschäftsausübung 
beeinträchtigt.

Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften und Gaststätten 
das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken u. ä. 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge 
hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätig-
keiten weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel 
wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrechtzu-
erhalten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre-
ten und den Aufenthalt in den betroffenen Bereichen für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersagen 
oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionierten 
Gaststätten grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der vergangenen Wochenenden haben 
zudem gezeigt, dass ein – insofern durch § 13 Abs. 4 Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO gestattetes – repressives 
Vorgehen gegen einzelne Betriebe nicht geeignet ist, um die 
Entstehung größerer Menschenansammlungen nachhaltig 
zu unterbinden. Soweit bereits gegen einzelne Betriebe ein 
Außer-Haus-Verkaufsverbot ausgesprochen wurde, musste 
festgestellt werden, dass die potentiellen Kundinnen und 
Kunden dann auf andere Betriebe ausgewichen sind. 
Die infektionsschutzrechtlich bedenklichen Menschen
ansammlungen konnten durch diese Maßnahmen nicht 
verhindert werden. Letzteres ist wesentlich, um dem Infek-
tionsschutz in hinreichender Weise nachzukommen.

Die Erfahrungen der beiden zurückliegenden Wochen-
enden (31. Juli bis 2. August 2020 sowie 7. bis 8. August) 
haben zudem gezeigt, dass durch die präventive Untersa-
gung das Entstehen infektionsschutzrechtlich kritischer 
Menschenansammlung bereits im Vorwege effektiv unter-
bunden werden kann. Bei den noch vorhandenen Ansamm-
lungen war deutlich sichtbar, dass es den anwesenden Per-
sonen nun erheblich leichter fiel, die aus infektionsschutz-
rechtlicher Sicht gebotenen Regeln einzuhalten

Es ist auch erforderlich, den räumlichen Geltungsbe-
reich dieser Allgemeinverfügung weiterhin beizubehalten. 
Dieser beruht auf den von der Polizei Hamburg sowie dem 
Bezirksamt Hamburg-Mitte an den zurückliegenden 
Wochenenden gewonnenen Erkenntnissen. Der Stadtteil 
St. Pauli wird regelmäßig von auswärtigen Besucherinnen 
und Besuchern frequentiert. Die in diesem Bereich belege-
nen Betriebe dienen vordringlich der Versorgung der Besu-
cherinnen und Besucher mit alkoholischen Getränken.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen keine Menschenansammlun-
gen in einem Übermaß erkennbar waren, hindert dies nicht 
an der Einbeziehung in den räumlichen Geltungsbereich 
dieser Allgemeinverfügung. Dabei handelt es sich um 
Randbereiche der von der Polizei Hamburg identifizierten 
Schwerpunktbereiche. Das Bezirksamt Hamburg-Mitte 
geht allerdings davon aus, dass bei einer nur punktuellen 
Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke an den Schwerpunkten sodann mit Abwande-
rungsbewegungen zu fußläufig erreichbaren Ausweichorten 
zu rechnen ist. Die Erkenntnisse aus den vorangegangenen 
Wochen zeigen, dass insbesondere jüngere Besucherinnen 
und Besucher äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt 
sind, unterschiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis 
mittlere Strecken in Kauf zu nehmen.

Die Bezirksämter Eimsbüttel und Altona haben bereits 
angekündigt, ähnliche Allgemeinverfügungen zu erlassen, 
sodass sichergestellt werden kann, dass sich das infektions-
schutzrechtlich problematische Geschehen nicht schlicht 
in andere Bezirke verlagert.

Weiterhin ist die zeitliche Einschränkung des Verbots 
des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke erforder-
lich.

Durch die zeitliche Begrenzung der Allgemeinverfü-
gung wird sichergestellt, dass die Gewerbetätigkeiten der 
Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt werden und 
dass an den betroffenen Tagen in einem ausreichenden 
Maße alkoholische Getränke angeboten werden können. 
Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt sich ent-
nehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späteren 
Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot wird 
sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 20:00 Uhr vollzieht. Insofern würde ein etwaiger spä-
terer Beginn des Verbots des Außer-Haus-Verkaufs von 
alkoholischen Getränken um 22:00 Uhr nicht dieselbe Wir-
kung entfalten können, da die Besucherinnen und Besucher 
sich zu diesem Zeitpunkt bereits übermäßig mit alkoholi-
schen Getränken versorgt haben könnten.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird durch die 
Allgemeinverfügung gewährleistet, dass die übrige Gewer-
betätigkeit uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Die 
Gastronomiebetriebe dürfen im Rahmen ihrer konzessio-
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nierten Tätigkeiten weiterhin alkoholische Getränke aus-
schenken. Für Supermärkte, Kioske, Tankstellen, Lieferbe-
triebe und vergleichbare Gewerbebetriebe verbleibt es bei 
der Möglichkeit, das übrige Sortiment an Kundinnen und 
Kunden zu verkaufen. Dass in diesem Zusammenhang auch 
sogenannte Kofferraumgeschäfte und private Straßenver-
käufe nicht zulässig sind und nicht geduldet werden, ist 
offenkundig.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtliche Vorgehen richtet sich 
zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die Entstehung 
von Gefährdungslagen nach den bisherigen polizeilichen 
Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit absehbar ist. 
Das behördliche Vorgehen entspricht dem Gebot der Ver-
hältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an das aktuelle 
polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll ausgewählt 
wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Art. 12 Abs. 1 GG beeinträchtigt. Die Auswirkungen 
des Eingriffs beschränken sich jedoch auf einen überschau-
baren Zeitraum und betreffen – hinsichtlich des Einzelhan-
dels – lediglich einen Randbereich der geschäftlichen Tätig-
keit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende vom 
14. August bis zum 15. August 2020, jeweils von 20:00 Uhr 
bis um 6:00 Uhr des Folgetages beschränkt, da aufgrund der 
guten Wetterlage anzunehmen ist, dass auch am kommen-
den Wochenende wieder vermehrt viele Bürgerinnen und 
Bürger das betroffene Gebiet zum geselligen Zusammensein 
im öffentlichen Raum aufsuchen werden. Eine etwaige Vor-
verlagerung auf 18:00 Uhr würde die Betroffenen über das 
gebotene Maß hinaus einschränken, da die Zeit vor 20:00 
Uhr überwiegend durch ein touristisches Publikum geprägt 
ist. Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hat im Vergleich zur 
Allgemeinverfügung vom 30. Juli 2020 den zeitlichen Gel-
tungsbereich beschränkt. Eine Ausweitung auf Sonntag, 
den 16. August 2020, war aufgrund der am vergangenen 
Wochenende gewonnen Erkenntnisse nicht mehr angemes-
sen.

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutzes in der Zeit des äußerst dynamischen 
Verlaufs der Corona-Pandemie zurückzustehen. Das 
Bezirksamt Hamburg-Mitte verkennt nicht, dass mit dem 
abermaligen Erlass einer Allgemeinverfügung zum Verbot 
des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke eine 
gegenüber dem vergangenen Wochenende weitergehende, 
weil fortgesetzte und vertiefte wirtschaftliche Belastung der 
Gewerbetreibenden – insbesondere der Kioskbetreiber – 
einhergeht. In Anbetracht der möglichen Folgen einer wei-
teren Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 kann die 
Entscheidung über die notwendigen Infektionsschutzmaß-
nahmen aber grundsätzlich nicht „nach Kassenlage“ getrof-
fen werden. Dies gilt auch nicht nur für Kioskbetreiber, 
sondern auch für viele andere Branchen und Gewerbetrei-
bende. Ein unzumutbares Sonderopfer wird den Kioskbe-
treibern daher durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke nicht abverlangt.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erkennt an, dass es sich 
bei den von der Allgemeinverfügung Betroffenen nicht um 

unmittelbare Störer handelt. Allerdings haben die Wochen-
enden Ende Juni und im Juli vor dem erstmaligen Erlass 
von Alkoholverkaufsverboten per Allgemeinverfügung bzw. 
die von der Polizei Hamburg gewonnen Erkenntnisse 
gezeigt, dass eine direkte Ansprache der Störer nicht geeig-
net ist, um die infektionsschutzrechtlich gebotene Einhal-
tung der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sowie der allgemeinen Hygieneregeln zu errei-
chen. Letztlich konnte die Polizei Hamburg immer nur für 
die Auflösung rechtswidriger Zustände sorgen, das Entste-
hen der Gefahrenlage aber selbst nicht verhindern. Nach 
der Einschätzung des Bezirksamts Hamburg-Mitte kann 
leider noch nicht von einem verantwortungsbewussten Ver-
halten der Besucherinnen und Besucher der von dieser All-
gemeinverfügung betroffenen Bereiche ausgegangen wer-
den, sodass ein behördliches Einschreiten weiterhin not-
wendig ist. Dies wird dadurch deutlich, dass auch am 
Wochenende vom 31. Juli bis 2. August weiterhin Verstöße 
gegen die HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO geahndet 
und Betriebe geschlossen werden mussten. Die positiven 
Wirkungen, die am Wochenende vom 7. August bis zum 
8. August festzustellen waren, gingen bei einem Verzicht auf 
ein erneutes Alkoholverkaufsverbot mit hoher Wahrschein-
lichkeit verloren, weil die Bevölkerung ein falsches Signal 
der Sorglosigkeit erhielte. Vor dem Hintergrund des hohen 
Infektionsrisikos, des aktuellen Anstiegs der Neuinfek
tionszahlen und im Sinne einer effektiven Gefahrenabwehr 
sind daher weiterhin Maßnahmen zu ergreifen, die sich 
auch gegen Nichtstörer richten können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 4 Alt. 1 HmbVwVfG 
abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im vor-
liegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirks
amtes Hamburg-Mitte nicht ausgeschlossen werden, dass es 
durch die zu erwartenden Menschenansammlungen sowie 
den Alkoholkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren 
für die anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine 
hohe Krankheitsübertragungsrate vom Coronavirus SARS-
CoV-2 kommen wird.

6.

Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 
gemäß § 41 Abs. 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Abs. 1 HmbVwVfG gegenüber 
demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Abs. 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Dies ist 
vorliegend der Fall. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke wird für das bevorstehende Wochen-
ende vom 14. August bis 15. August 2020 angeordnet. Eine 
etwaige Bekanntmachung im Amtlichen Anzeiger würde zu 
einem Zeitverlust führen. Die Allgemeinverfügung könnte 
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somit für das bevorstehende Wochenende keine Wirksam-
keit entfalten.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 
HmbVwVfG im Innenhof des Bezirksamts Hamburg-Mitte, 
Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg, eingesehen werden. 
Die Allgemeinverfügung wurde am 13. August 2020 auf der 
Internetseite des Bezirksamtes Hamburg-Mitte (https://
www.hamburg.de/mitte) zugänglich gemacht und wird 
somit am 14. August 2020 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Ham-
burg-Mitte, Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg, Wider-
spruch erhoben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 

§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 € geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Hamburg-Mitte die Polizei Hamburg ersucht, 
im Wege der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Bezirksamt Hamburg-Mitte
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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Altona 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste-
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am 
13. August 2020 um 13:00 Uhr im Internet zugänglich 
gemacht worden und unter https://www.hamburg.de/altona/
pressemitteilung/14200770/allgemeinverfuegung-03-ver-
bot-alkoholische-getraenke/ abrufbar.

Hamburg, den 13. August 2020

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1559

13. August 2020

Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Altona 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Altona erlässt als zuständige Behörde 
gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes 
(IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I. S. 1385) 
geändert worden ist, in Verbindung mit Ziffer I Absatz 1 der 
Anordnung über Zuständigkeiten im Infektionsschutzrecht 
vom 27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), zuletzt geändert 
durch Anordnung vom 23. Juni 2020 (Amtl. Anz. S. 1201), 
die folgende Allgemeinverfügung:

1.	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 
Getränken innerhalb der in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereiche ist am Freitag, den 
14. August 2020 und Sonnabend, den 15. August 2020, 
jeweils von 20 Uhr bis 6 Uhr des Folgetages untersagt. 
Ausgenommen hiervon ist der Ausschank von alkoho-
lischen Getränken im konzessionierten Bereich, ein-
schließlich der genehmigten Außengastronomie von 
Gaststätten, für den Verzehr an Ort und Stelle.

2.	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung im Internet unter http:// 
www.hamburg.de/altona als bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe schwer, 
auch tödliche Krankheitsverläufe kommen vor. Die Gefähr-
dung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland 
wird, insbesondere mit Blick auf die aktuelle Reisesaison, 
nach der Bewertung des Robert-Koch-Instituts, das für die 
Vorbeugung übertragbarer Krankheiten und die Verhinde-
rung der Weiterverbreitung von Infektionen eine besondere 
Expertise aufweist (§ 4 IfSG), unverändert als hoch einge-
schätzt. Nach den vorliegenden medizinischen Erkenntnis-
sen ist die Erkrankung sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 
Anzahl der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit 
etwa Mitte März bis Anfang Juli 2020 rückläufig, seitdem 
nimmt die Fallzahl jedoch stetig zu. Einige Kreise übermit-
teln derzeit zwar nur wenige bzw. keine Fälle an das 
Robert-Koch-Institut. Es kommt aber zunehmend wieder 
zu einzelnen Ausbruchsgeschehen, die erhebliche Ausmaße 
erreichen können. Das Robert Koch-Institut schätzt die 
Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland derzeit weiterhin insgesamt als hoch ein, für 
Risikogruppen sogar als sehr hoch.

Das SARS-CoV-2-Virus ist grundsätzlich leicht von 
Mensch zu Mensch übertragbar. Das Infektionsrisiko ist 
stark von der regionalen Verbreitung, von den Lebensbe-
dingungen (Verhältnissen) und auch vom individuellen 
Verhalten (AHA-Regel: Abstand halten, Hygiene beachten, 
Alltagsmasken tragen) abhängig. Der Hauptübertragungs-
weg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen und Aerosolen, 
wobei der Übergang zwischen beiden Formen fließend ist. 
Während insbesondere größere respiratorische Tröpfchen 
schnell zu Boden sinken, können Aerosole auch über län-
gere Zeit in der Luft schweben und sich in geschlossenen 
Räumen verteilen. Ob und wie schnell die Tröpfchen und 
Aerosole absinken oder in der Luft schweben, ist neben der 
Größe der Partikel von einer Vielzahl weiterer Faktoren, 
u. a. der Temperatur und der Luftfeuchtigkeit, abhängig. 
Beim Atmen und Sprechen, aber noch stärker beim Schreien 
und Singen werden Aerosole ausgeschieden; beim Husten 
und Niesen entstehen zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. 
Neben der steigenden Lautstärke beim Sprechen können 
auch individuelle Unterschiede zur verstärkten Freisetzung 
beitragen. Grundsätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer 
Exposition gegenüber Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis 
von 1 bis 2 Metern um eine infizierte Person herum erhöht. 
Da weder eine spezifische Therapie noch eine Impfung zur 
Verfügung stehen, müssen alle Maßnahmen darauf gerich-
tet sein, die Verbreitung des Virus so gut wie möglich zu 
verhindern. Der Schutz der Gesundheit der Bevölkerung 
hängt nach den Einschätzungen des Robert-Koch-Instituts 
maßgeblich von der Einhaltung des Abstandsgebots, der 
Kontaktbeschränkungen, dem Tragen von Mund-Na-
sen-Bedeckungen sowie den eingeleiteten Gegenmaßnah-
men (Kontaktnachverfolgung, Quarantäne und Testungen) 
ab.

Hierfür hat die Freie und Hansestadt Hamburg mit der 
Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des Corona-
virus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg 
vom 30. Juni 2020 (HmbGVBl., S. 365 – HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO) entsprechende Vorgaben erlas-
sen. Nach § 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ist jede 
Person aufgerufen, die körperlichen Kontakte zu anderen 
Personen als den Angehörigen des eigenen Haushalts auf 
ein absolut nötiges Minimum zu reduzieren, die aktuellen 
Empfehlungen der zuständigen öffentlichen Stellen zur 
Vermeidung der Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 
zu beachten und hierzu geeignete Hygienemaßnahmen ein-
zuhalten. Nach Absatz 2 dieser Vorschrift müssen Personen 
an öffentlichen Orten grundsätzlich einen Mindestabstand 
von 1,5 m zueinander einhalten (Abstandsgebot). Ausnah-
men gelten nur in einem eingeschränkten Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 

Amtl. Anz. Nr. 74 Freitag, den 21. August 2020 1559



Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
werden oder aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht 
mehr eingehalten werden können, begünstigt dies die Über-
tragung von SARS-CoV-2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt es, in der konkreten 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse-
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infek
tionsschutzes ausgerichtet sind, zu verhindern. Sofern ins-
besondere im Zusammenhang mit dem Konsum von alko-
holischen Getränken, die vorgenannten Mindeststandards, 
die verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
festgeschrieben sind, von einer großen Anzahl von Perso-
nen nicht mehr eingehalten werden, bedarf es weitergehen-
der Anordnungen, um einen Gesundheitsschutz effektiv zu 
gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamtes Altona als der für den 
Bezirk Altona zuständigen Infektionsschutzbehörde, ist, 
die Lockerungen der Beschränkungen, die vom Senat der 
Freien und Hansestadt Hamburg erlassen wurden, mit 
Augenmaß zu begleiten. Dabei sollen besondere Gefahren-
lagen erkannt und zum Schutz vor Infektionsgefahren für 
die menschliche Gesundheit angegangen werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
Wochen vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten 
zunehmend Verstöße gegen die Abstandsgebote im Zustän-
digkeitsbereich des Bezirksamtes Altona, konkret in den 
Stadtteilen Sternschanze und Altona-Altstadt sowie im 
Umfeld des Alma-Wartenberg-Platzes im Stadtteil Otten-
sen, in den Abendstunden sowie zur Nachtzeit, festgestellt. 
Besondere Brennpunkte stellten die Bereiche vor Alkohol-
verkaufsstellen dar. Dies umfasste die Eingangsbereiche 
und Vorplätze von Kiosken und Gaststätten mit Alko-
hol-Außer-Hausverkauf. Aufgrund der zurückliegenden 
Lockerungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und 
der damit einhergehenden Zunahme des geselligen Zusam-
menseins erfahren die vorgenannten Bereiche einen steti-
gen Zustrom an Besucherinnen und Besuchern, sowohl in 
den dortigen Gastronomiebetrieben als auch auf den umlie-
genden öffentlichen Flächen. Dabei konnte festgestellt wer-
den, dass viele der anwesenden Personen ohne die gebote-
nen Abstände dicht und sichtlich alkoholisiert beieinander 
standen. Aufforderungen der Einsatzkräfte, die Abstands
regelungen einzuhalten, waren nicht geeignet, eine Verhal-
tensänderung der Besucherinnen und Besucher zu errei-
chen.

Das Bezirksamt Altona hatte daher bereits am Wochen-
ende vom 26. Juni 2020 bis zum 28. Juni 2020 einzelnen 
Betrieben den Außer-Haus-Verkauf von Alkohol untersagt. 
Diese punktuellen Maßnahmen konnten eine verlässliche 
Einhaltung der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO jedoch nicht sicherstellen. Die zunächst 
sichtbaren Erfolge vor Ort führten teilweise zu Abwande-
rungstendenzen in andere Bereiche und waren ohnehin nur 
vorübergehender Natur. Seitens der Polizei Hamburg 
konnte nicht festgestellt werden, dass die verantwortlichen 
Gastronomen bzw. Betreiber von Einzelhandelsgeschäften 
auf eine Einhaltung der Regelungen der HmbSARS- 

CoV-2-EindämmungsVO einen spürbaren Einfluss ausüben 
konnten.

Auch im Juli hat die Polizei Hamburg wiederholt mas-
sive Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kontakt-
beschränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen Hygi-
enevorgaben des § 5 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
in den vorgenannten Stadtteilen feststellen müssen. Einher-
gehend mit der Ferien- und Urlaubszeit verzeichneten 
sowohl das Vergnügungs- als auch das Rotlichtviertel in der 
Sternschanze und auf St. Pauli insgesamt wieder steigende 
Besucherzahlen. Genauso verhielt es sich im Stadtteil 
Ottensen, insbesondere in dessen Kern (Alma-Warten-
berg-Platz) und den umliegenden Straßenzügen. Am 
Wochenende des 24. Juli bis zum 26. Juli 2020 waren erst-
mals wieder Besucherzahlen erreicht worden, wie sie vor 
den beschränkenden Maßnahmen vor der Eindämmung der 
Pandemie im März dieses Jahres üblich waren. Das Perso-
nenaufkommen war in den Nachtstunden bei Besucherin-
nen und Besuchern an den beliebten Orten wiederholt groß, 
insbesondere in den Bereichen Sternschanze und Große 
Freiheit auf St. Pauli. Wiederholt mussten Einsatzkräfte der 
Polizei Besucherströme lenken und in Teilen die Straßen 
gegen einen weiteren Zulauf absperren. Für den Bereich der 
Sternschanze konnte am 25. Juli 2020 festgestellt werden, 
dass in der Spitze zwischen 20:00 Uhr und 24:00 Uhr bis zu 
1.400 Besucherinnen und Besucher allein den Bereich 
Schulterblatt/Piazza aufgesucht hatten. Die Besucherinnen 
und Besucher des Stadtteils brachten nur in seltenen Fällen 
alkoholische Getränke zum Verzehr selbst mit. Der Erwerb 
von alkoholischen Getränken an den Kiosken bzw. Gast-
stätten führte zu einem sehr großen Andrang vor den ent-
sprechenden Objekten. In den späten Abend- bzw. Nach-
stunden kam es alkoholbedingt zu einem enthemmten, 
teilweise auch zügellosem Verhalten der Besucherinnen und 
Besucher.

Die Gehwege in den betroffenen Bereichen waren bereits 
ab den Nachmittagsstunden stärker frequentiert. Wenn-
gleich das Aufkommen zu dieser Zeit noch überschaubar 
war, herrschte an verschiedenen Stellen auf den Gehwegen 
aufgrund der Außengastronomie, Verkaufsständen und 
Baumbewuchs eine räumliche Enge. In den Abend- und 
Nachtstunden verstärkten zunehmende Besucherzahlen 
diese räumliche Enge spürbar. Einerseits versuchten viele 
Besucherinnen und Besucher über die Reeperbahn Gast-
stätten, Clubs, Diskotheken, Restaurants und vergleichbare 
Einrichtungen zu erreichen. Die Große Freiheit hatte inso-
weit nach der Einschätzung der Polizei Hamburg eine über-
geordnete bzw. bezirksübergreifende Bedeutung. Die vor-
herrschende Außengastronomie übte ebenfalls ihren Reiz 
aus. Auf den Gehwegen wurden Engstellen dadurch ver-
stärkt, dass Besucherinnen und Besucher versuchten, sich 
über einen Außer-Haus-Verkauf mit alkoholischen Geträn-
ken zu versorgen. Es entstanden Warteschlangen, an denen 
sich Besucherinnen und Besucher vorbeidrängelten. 
Mund-Nasen-Bedeckungen wurden seitens der Gäste und 
Kundinnen sowie Kunden nur sehr selten getragen. Die 
Polizei Hamburg war gezwungen, mehrere Verkaufsverbote 
gemäß § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
auszusprechen. Dabei konnte festgestellt werden, dass jede 
einzelne Schließung von Verkaufsstellen zu Abwanderungs-
bewegungen zu anderen Verkaufsstellen führte. Dabei bil-
deten sich wiederum Warteschlagen, in denen das Abstands-
gebot der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ebenfalls 
nicht eingehalten wurde. Maßnahmen der Polizei Hamburg 
fanden keine bzw. nur wenig Akzeptanz und das Einschrei-
ten der Einsatzkräfte wurde zwar kurzfristig, aber nicht 
nachhaltig befolgt.
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Die Ereignisse der zurückliegenden Wochenenden 
haben gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO festgeschriebenen Maßnahmen nicht genügen, 
um einem ausreichenden bzw. umfassenden Infektions-
schutz Rechnung zu tragen. Zusammenfassend lässt sich 
somit feststellen, dass es zu Situationen gekommen ist, die 
es der Polizei Hamburg nicht mehr möglich machten, die 
Einhaltung des Abstandsgebots und der Hygienevorgaben 
ohne die Anwendung unmittelbaren Zwangs sicherzustel-
len. Es bedarf zusätzlicher Maßnahmen, die sicherstellen, 
dass den Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Ein
dämmungsVO, insbesondere dem Abstandsgebot gemäß 
§ 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, nachgekommen 
wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Altona 
als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß § 28 IfSG am 
30. Juli 2020 eine Allgemeinverfügung erlassen, mit der der 
Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Getränken für das 
Wochenende vom 31. Juli 2020 bis zum 2. August 2020 
jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages in den 
betroffenen Stadtteilen untersagt wurde.

Die darauf folgenden Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg sowie des Bezirksamtes Altona zeigten, 
dass an jenem Wochenende (31. Juli – 2. August 2020) im 
Vergleich zu den vorangegangenen Wochenenden im Juli 
weniger Personen in den betroffenen Vergnügungsvierteln 
auf St. Pauli und in Altona unterwegs waren und sich 
wesentlich weniger Personenansammlungen bildeten. So 
suchten an jenem Wochenende in der Spitze lediglich 800 
Personen den Bereich des Schulterblatts/Piazza auf. Für das 
Wochenende vom 7. August bis zum 8. August 2020 konnte 
beobachtet werden, dass sich im Bereich des Schulterblatts 
in der Spitze nur rund 400 Personen aufhielten. Auch in den 
übrigen betroffenen Gebieten konnte durch die Polizei 
Hamburg beobachtet werden, dass die Anzahl und die Ver-
dichtung der Menschenansammlungen im öffentlichen 
Raum sich immens reduziert haben. Es konnte insbeson-
dere festgestellt werden, dass sich die Besucherinnen und 
Besucher im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung wei-
testgehend an die Vorgaben der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO hielten und sich zum überwiegenden Teil ver-
ständnisvoll und kooperativ verhielten. Dennoch ereigne-
ten sich erneut Verstöße gegen das geltende Abstandsgebot 
sowie gegen die allgemeinen Hygienevorgaben der Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO, sodass die Polizei Ham-
burg in den Einsatzbereichen der Polizeikommissariate 15, 
16 und 21 zahlreiche Ordnungswidrigkeitenverfahren ein-
leiten, mehrere Partys auflösen und Betriebe gänzlich 
schließen musste.

Das Bezirksamt Altona erließ für das darauffolgende 
Wochenende ein weiteres Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von Alkohol, und zwar für Freitag, den 7. August 2020, und 
für Sonnabend, den 8. August 2020, jeweils von 20 Uhr bis 6 
Uhr des Folgetages. Die Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg sowie des Bezirksamts Altona bestätigten 
die positive Wirkung des Verkaufsverbots nochmals. Die 
Polizei Hamburg stellte erneut ein geringeres Personenauf-
kommen als an den Wochenenden im Juli ohne Alkoholver-
kaufsverbot fest, wobei die Außengastronomie gut besucht 
war. Die Abstandsvorgabe der HmbSARS-CoV2-Eindäm-
mungsVO traf auf eine deutlich höhere Akzeptanz bei den 
noch Anwesenden, die sich zudem überwiegend freundlich, 
einsichtig und friedlich verhielten. Die polizeilichen Fest-
stellungen lassen weder erkennen, dass die Anwesenden in 
relevantem Umfang eigene alkoholische Getränke mitge-
bracht haben, noch, dass die Anwesenden sich in den Rand-
bereichen der Verbotszone mit alkoholischen Getränken 
versorgt und die Verbotszone sodann aufgesucht hätten. 

Ergänzende Kontrollen durch das Bezirksamt bestätigten 
ebenfalls die deutliche Abnahme der Menschenansamm-
lungen im Geltungsbereich des Außer-Haus-Verkaufsver-
bots.

Die von der Allgemeinverfügung betroffenen Gebiete in 
Altona sind insbesondere bei jungen Erwachsenen bekannt 
und attraktiv. Die Gruppe der 20 bis 39-jährigen gehört zu 
der stark von einer SARS-CoV-2-Infektion betroffenen 
Altersgruppe. Durch die eher zufällige Zusammenkunft 
von vielen Menschen sind die Kontakte untereinander viel-
fältig. Sollte es bei diesen zufälligen Treffen verschiedener 
Gruppen zu Infektionen kommen, ist das Nachhalten der 
Kontakte nicht möglich. Dies macht das epidemiologisch 
gebotene Eingrenzen bzw. die Unterbrechung von Infek
tionsketten unmöglich. Die Herkunftsorte der Anwesenden 
sind größtenteils unbekannt. Es ist nicht ausgeschlossen, 
dass die Örtlichkeiten über den Bezirk Altona hinaus 
äußerst attraktiv wirken. Deshalb steht zu befürchten, dass 
die Infektionslage noch unübersichtlicher werden kann. 
Das Virus kann aus den unterschiedlichsten Bereichen in 
den Bezirk Altona hineingetragen werden und auch wieder 
in andere Teile der Freien und Hansestadt Hamburg und 
des Umlandes gebracht werden. Die beobachteten Perso-
nengruppen zeichnen sich durch eine vergleichsweise große 
Mobilität aus, was zu einem wesentlich höheren Infektions-
risiko beiträgt. Sollte es aufgrund einer größeren Men-
schenansammlung im Bezirk Altona zu einem Infektions-
ausbruch kommen (sog. superspreader event), wäre ein sehr 
wirksames Mittel des öffentlichen Gesundheitsdienstes, 
nämlich die Unterbrechung von Infektionsketten, ausge-
schaltet.

Die prognostizierten hohen Temperaturen von um die 
30° C lassen erwarten, dass ohne ein erneutes Alkoholver-
kaufsverbot am kommenden Wochenende eine hohe Anzahl 
von Besucherinnen und Besuchern die vom Geltungsbe-
reich erfassten Bereiche aufsuchen würde. Damit stiege das 
Risiko von epidemiologisch bedenklichen Menschenan-
sammlungen im öffentlichen Raum. Das Bezirksamt Altona 
hat sich angesichts dieser Umstände sowie aufgrund der 
gestiegenen Anzahl an Neuinfektionen sowie der Rückkehr 
vieler Hamburgerinnen und Hamburgern aus den Sommer-
ferien dazu entschlossen, den Außer-Haus-Verkauf von 
alkoholischen Getränken in den vorgenannten Gebieten 
erneut im Vorwege zu untersagen, um der Gefahr eines 
unkontrollierbaren Infektionsgeschehens wirksam zu 
begegnen.

II.

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist 
§ 28 Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem unter diesen Voraussetzungen Veran-
staltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 
beschränken oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass 
durch diese Maßnahme Betreibern und Inhabern von 
Außer-Haus-Verkaufsstellen ein grundrechtlich geschütztes 
Verhalten (Verkauf von alkoholischen Getränken an 
bestimmten Tagen zu bestimmten Uhrzeiten) untersagt 
wird und nicht feststeht, dass diese in Anspruch genomme-
nen Personen zu den in § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG genannten 
Personen (Kranke, Krankheits- bzw. Ansteckungsverdäch-
tige oder Ausscheider) zählen. Denn § 28 Absatz 1 Satz 1 
IfSG ermöglicht es den zuständigen Behörden, notwendige 
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Schutzmaßnahmen auch gegen Dritte, sogenannte Nicht-
störer, zu ergreifen. Der Begriff der „Schutzmaßnahmen“ ist 
umfassend und eröffnet der Infektionsschutzbehörde ein 
möglichst breites Spektrum an geeigneten Schutzmaßnah-
men, welches durch die Notwendigkeit der Maßnahme im 
Einzelfall begrenzt wird. Die Feststellung von Kranken, 
Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder 
Ausscheidern eröffnet zwar den Anwendungsbereich der 
Norm, begrenzt jedoch nicht den Kreis möglicher Adressa-
ten infektionsschutzrechtlicher Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahmen hat die zuständige Behörde die notwendigen 
Schutzmaßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu 
Grunde, dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, 
die bei Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage 
kommen können, nicht im Vorfeld bestimmen lässt. Unab-
hängig von der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die 
auf dem gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Ham-
burg Wirkung entfaltet, können weitere infektionsschutz-
rechtliche Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit 
diese durch die zuständige Behörde in bestimmten Berei-
chen bzw. Lagen als notwendig angesehen werden.

1.

Das Ziel dieser Allgemeinverfügung ist es, größere 
Ansammlungen von Personen zu verhindern, bei denen 
aufgrund einer Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die 
Hemmschwelle sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiterhin zu befolgenden Vorgaben nicht 
einzuhalten. Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag 
zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und insbeson-
dere zur Verhinderung der Überlastung des Gesundheits-
systems geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen oder Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko-
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindest
abstands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen besteht 
daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil dort die 
zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen Abstände 
zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not-
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund-
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund-
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg sicher-
zustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen der 
Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin-
aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer-
den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten-
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 
erkrankte Personen zu sichern.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und den anstehenden 
Sommernächten birgt ein hohes Potenzial, dass sich an ver-
schiedenen Orten über einen längeren Zeitraum Menschen-
ansammlungen bilden. Gerade bei gutem Wetter neigen die 
Bürgerinnen und Bürger erfahrungsgemäß dazu, sich im 
Freien zu versammeln. Zudem sinkt in erkennbarer Weise 
auch die Bereitschaft, sich an die Einschränkungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zu halten. Durch grö-
ßere Menschenmengen, die gemeinsam bzw. in größeren 
Gruppen alkoholische Getränke konsumieren und denen 
die Einhaltung der Abstands- und Hygieneregeln zuneh-
mend schwerer fällt, wird das Risiko einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 vergrößert.

Die Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei 
Hamburg und des Bezirksamtes Altona haben gezeigt, dass 
aufgrund der enthemmenden Wirkung von Alkohol das 
Abstandsgebot nicht eingehalten wird. Die Einhaltung der 
Abstandsregelungen ist aber von enormer Wichtigkeit, um 
der Gefahr des weiteren Anstiegs der Neuinfektionszahlen 
zu begegnen. Maßnahmen wie diese, deren Zweck darauf 
gerichtet ist, die Abstandsregelungen wirksam durchzuset-
zen bzw. deren Einhaltung sicherzustellen, zumindest aber 
zu unterstützen, dienen somit einem berechtigten, allge-
meinem Interesse.

2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindest
abstandsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg-
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter-
sagen, da es anderenfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge-
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko-
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen der Gaststättenbetriebe weiterhin 
zulässig ist, ist damit zu rechnen, dass sich die Besucherin-
nen und Besucher nur auf diese verteilen und sich mangels 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke nicht auf den 
öffentlichen Flächen, die von der Allgemeinverfügung 
erfasst werden, ansammeln.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste-
hen von Infektionsgefahren bereits im Vorfeld durch die 
Vermeidung der Bildung risikogeneigter Menschenan-
sammlungen entgegen. Es macht darüber hinaus die poli-
zeiliche Auflösung solcher Ansammlungen entbehrlich, 
wodurch sowohl das Konfliktpotenzial und als auch das 
Infektionsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriffs
intensitäten geht das Bezirksamt Altona davon aus, dass das 
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Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen Geträn-
ken die geeignetste Maßnahme darstellt. Aufgrund des 
dynamischen Infektionsgeschehens und der schwierigen 
Beherrschbarkeit spontan auftretender Handlungserforder-
nisse ist ein präventives dem repressiven Vorgehen vorzu-
ziehen.

3.

Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken ist auch erforderlich.

Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch in zeitli-
cher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme 
Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maß-
nahme der erforderlichen Eindämmung der Verbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge getan werden 
kann.

Auf Grundlage der an den beiden vergangenen Wochen-
enden (31. Juli bis 2. August sowie 7. bis 8. August 2020) 
gewonnenen Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass der-
zeit kein anderes Mittel zur Verfügung steht, welches in 
ähnlicher Weise geeignet wäre, um das legitime Ziel zu 
erreichen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
Alkohol zu versorgen. Zudem würden die ansässigen gastro-
nomischen Betriebe – die gemäß § 15 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiteren Vorgaben unterliegen – in einem 
unverhältnismäßig hohen Maße bei der Geschäftsausübung 
beeinträchtigt.

Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften und Gaststätten 
das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken u. ä. 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge 
hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätig-
keiten weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel 
wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrechtzu-
erhalten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre-
ten und den Aufenthalt in den betroffenen Bereichen für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersagen 
oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionierten 
Gaststätten grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der vergangenen Wochenenden haben 
zudem gezeigt, dass ein – insofern durch § 13 Absatz 4 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO gestattetes – repressi-
ves Vorgehen gegen einzelne Betriebe nicht geeignet ist, um 
die Entstehung größerer Menschenansammlungen nach-
haltig zu unterbinden. Soweit bereits gegen einzelne 
Betriebe ein Außer-Haus-Verkaufsverbot ausgesprochen 
wurde, musste festgestellt werden, dass die potentiellen 
Kundinnen und Kunden dann auf andere Betriebe ausgewi-
chen sind. Die infektionsschutzrechtlich bedenklichen 
Menschenansammlungen konnten durch diese Maßnah-
men nicht verhindert werden. Letzteres ist wesentlich, um 
dem Infektionsschutz in hinreichender Weise nachzukom-
men.

Die Erfahrungen der beiden zurückliegenden Wochen-
enden (31. Juli bis 2. August sowie 7. bis 8. August 2020) 
haben zudem gezeigt, dass durch die präventive Untersa-
gung das Entstehen infektionsschutzrechtlich kritischer 
Menschenansammlungen bereits im Vorwege effektiv 

unterbunden werden können. Bei den noch vorhandenen 
Ansammlungen war deutlich sichtbar, dass es den anwesen-
den Personen nun erheblich leichter fiel, die aus infektions-
schutzrechtlicher Sicht gebotenen Regeln einzuhalten.

Es ist auch erforderlich, den räumlichen Geltungsbe-
reich dieser Allgemeinverfügung einzuschränken. Die in 
diesem Bereich belegenen Betriebe dienen vordringlich der 
Versorgung der Besucherinnen und Besucher mit alkoholi-
schen Getränken. Der räumliche Geltungsbereich beruht 
auf den von der Polizei Hamburg sowie dem Bezirksamt 
Altona an den zurückliegenden Wochenenden gewonnenen 
Erkenntnissen. Der Bereich Sternschanze sowie das Otten-
ser Zentrum werden regelmäßig von auswärtigen Besuche-
rinnen und Besuchern frequentiert. Dabei ist insbesondere 
zu berücksichtigen, dass das Bedürfnis junger Menschen 
zum geselligen Zusammensein an attraktiven Orten im 
öffentlichen Raum nach wie vor, trotz der bestehenden Pan-
demielage, ungebrochen ist. Es findet seinen Ausdruck in 
vermehrten Zusammenkünften in öffentlichen Grünanla-
gen, an Badeseen sowie bspw. am Oevelgönner Strand. Nach 
den diesbezüglichen Polizeiberichten konnte festgestellt 
werden, dass sich etwa am Elbstrand erneut Ansammlungen 
von bis zu 500 alkoholisierten Personen bildeten, welche 
sich gegenüber den Einsatzkräften der Polizei Hamburg 
uneinsichtig und aggressiv verhielten. Die Situation konnte 
nur durch den Einsatz starker Polizeikräfte beruhigt wer-
den. Dies lässt den Schluss zu, dass bei einem Verzicht auf 
die erneute Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs alkoho-
lischer Getränke nach allgemeiner Lebenserfahrung zu 
erwarten ist, dass die Personengruppen wieder an beliebte 
Ortsteile zurückkehren. In diesem Fall wäre zu befürchten, 
dass es wieder zu nicht kontrollierbaren Menschenansamm-
lungen sowie massiven Verstößen gegen die Abstands- und 
Hygieneregeln kommt.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen keine Menschenansammlun-
gen in einem Übermaß erkennbar waren, hindert dies nicht 
an der Einbeziehung in den räumlichen Geltungsbereich 
dieser Allgemeinverfügung. Dabei handelt es sich um 
Randbereiche der von der Polizei Hamburg identifizierten 
Schwerpunktbereiche. Das Bezirksamt Altona geht aller-
dings davon aus, dass bei einer nur punktuellen Untersa-
gung des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke an 
den Schwerpunkten sodann mit Abwanderungsbewegun-
gen zu fußläufig erreichbaren Ausweichorten zu rechnen 
ist. Die Erkenntnisse aus den vorangegangenen Wochen 
zeigen, dass insbesondere jüngere Besucherinnen und Besu-
cher äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt sind, 
unterschiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis 
mittlere Strecken in Kauf zu nehmen.

Die Bezirksämter Eimsbüttel und Hamburg-Mitte 
haben bereits angekündigt, ähnliche Allgemeinverfügun-
gen zu erlassen, sodass sichergestellt werden kann, dass sich 
das infektionsschutzrechtlich problematische Geschehen 
nicht schlicht in andere Bezirke verlagert.

Weiterhin ist die zeitliche Einschränkung des Verbots 
des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke erforder-
lich.

Durch die zeitliche Begrenzung der Allgemeinverfü-
gung wird sichergestellt, dass die Gewerbetätigkeiten der 
Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt werden und 
dass an den betroffenen Tagen in einem ausreichenden 
Maße alkoholische Getränke angeboten werden können. 
Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt sich ent-
nehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späteren 
Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot wird 
sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
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Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 20:00 Uhr vollzieht. Insofern würde ein etwaiger spä-
terer Beginn des Verbots des Außer-Haus-Verkaufs von 
alkoholischen Getränken um 22:00 Uhr nicht dieselbe Wir-
kung entfalten können, da die Besucherinnen und Besucher 
sich zu diesem Zeitpunkt bereits übermäßig mit alkoholi-
schen Getränken versorgt haben könnten.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird durch die 
Allgemeinverfügung gewährleistet, dass die übrige Gewer-
betätigkeit uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Die 
Gastronomiebetriebe dürfen im Rahmen ihrer konzessio-
nierten Tätigkeiten weiterhin alkoholische Getränke aus-
schenken. Für Supermärkte, Kioske, Tankstellen, Lieferbe-
triebe und vergleichbare Gewerbebetriebe verbleibt es bei 
der Möglichkeit, das übrige Sortiment an Kundinnen und 
Kunden zu verkaufen. Dass in diesem Zusammenhang auch 
sogenannte Kofferraumgeschäfte und private Straßenver-
käufe nicht zulässig sind und nicht geduldet werden, ist 
offenkundig.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtliche Vorgehen richtet sich 
zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die Entstehung 
von Gefährdungslagen nach den bisherigen polizeilichen 
Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit absehbar ist. 
Das behördliche Vorgehen entspricht dem Gebot der Ver-
hältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an das aktuelle 
polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll ausgewählt 
wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Art. 12 Absatz 1 GG beeinträchtigt. Die Auswirkun-
gen des Eingriffs beschränken sich jedoch auf einen über-
schaubaren Zeitraum und betreffen – hinsichtlich des Ein-
zelhandels – lediglich einen Randbereich der geschäftlichen 
Tätigkeit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende vom 
14. August bis zum 15. August 2020, jeweils von 20:00 Uhr 
bis um 6:00 Uhr des Folgetages beschränkt, da aufgrund der 
guten Wetterlage anzunehmen ist, dass auch am kommen-
den Wochenende wieder vermehrt viele Bürgerinnen und 
Bürger das betroffene Gebiet zum geselligen Zusammensein 
im öffentlichen Raum aufsuchen werden. Eine etwaige Vor-
verlagerung auf 18:00 Uhr würde die Betroffenen über das 
gebotene Maß hinaus einschränken, da die Zeit vor 20:00 
Uhr überwiegend durch ein touristisches Publikum geprägt 
ist. Das Bezirksamt Altona hat im Vergleich zur Allgemein-
verfügung vom 30. Juli 2020 den zeitlichen Geltungsbereich 
beschränkt. Eine Ausweitung auf Sonntag, den 16. August 
2020, ist aufgrund der an den vergangenen Wochenenden 
gewonnen Erkenntnisse nicht mehr angemessen.

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutzes in der Zeit des äußerst dynamischen 
Verlaufs der Corona-Pandemie zurückzustehen. Das 
Bezirksamt Altona verkennt nicht, dass mit dem abermali-
gen Erlass einer Allgemeinverfügung zum Verbot des 

Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke eine gegen-
über dem vergangenen Wochenende weitergehende, weil 
fortgesetzte und vertiefte wirtschaftliche Belastung der 
Gewerbetreibenden – insbesondere der Kioskbetreiber – 
einhergeht. In Anbetracht der möglichen Folgen einer wei-
teren Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 kann die 
Entscheidung über die notwendigen Infektionsschutzmaß-
nahmen aber grundsätzlich nicht „nach Kassenlage“ getrof-
fen werden. Dies gilt auch nicht nur für Kioskbetreiber, 
sondern auch für viele andere Branchen und Gewerbetrei-
bende. Ein unzumutbares Sonderopfer wird den Kioskbe-
treibern daher durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke nicht abverlangt.

Das Bezirksamt Altona erkennt an, dass es sich bei den 
von der Allgemeinverfügung Betroffenen nicht um unmit-
telbare Störer handelt. Allerdings haben die Wochenenden 
Ende Juni und im Juli vor dem erstmaligen Erlass von 
Alkoholverkaufsverboten per Allgemeinverfügung bzw. die 
von der Polizei Hamburg gewonnen Erkenntnisse gezeigt, 
dass eine direkte Ansprache der Störer nicht geeignet ist, 
um die infektionsschutzrechtlich gebotene Einhaltung der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO sowie 
der allgemeinen Hygieneregeln zu erreichen. Letztlich 
konnte die Polizei Hamburg immer nur für die Auflösung 
rechtswidriger Zustände sorgen, das Entstehen der Gefah-
renlage aber selbst nicht verhindern. Nach der Einschät-
zung des Bezirksamts Altona kann leider noch nicht von 
einem verantwortungsbewussten Verhalten der Besucherin-
nen und Besucher der von dieser Allgemeinverfügung 
betroffenen Bereiche ausgegangen werden, sodass ein 
behördliches Einschreiten weiterhin notwendig ist. Dies 
wird dadurch deutlich, dass auch am Wochenende vom 
31. Juli bis 2. August 2020 weiterhin Verstöße gegen die 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO geahndet und Be
triebe geschlossen werden mussten. Die positiven Wirkun-
gen, die am Wochenende vom 7. bis zum 8. August 2020 
festzustellen waren, gingen bei einem Verzicht auf ein 
erneutes Alkoholverkaufsverbot mit hoher Wahrscheinlich-
keit verloren, weil die Bevölkerung ein falsches Signal der 
Sorglosigkeit erhielte. Vor dem Hintergrund des hohen 
Infektionsrisikos, des aktuellen Anstiegs der (Neu-) Infek
tionszahlen und im Sinne einer effektiven Gefahrenabwehr 
sind daher weiterhin Maßnahmen zu ergreifen, die sich 
auch gegen Nichtstörer richten können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Absatz 2 Nr. 4 Alt. 1 HmbVw-
VfG abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im 
vorliegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirks
amtes Altona nicht ausgeschlossen werden, dass es durch 
die zu erwartenden Menschenansammlungen sowie den 
Alkoholkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren für 
die anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine hohe 
Krankheitsübertragungsrate vom Coronavirus SARS-
CoV-2 kommen wird.

6.

Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 
gemäß § 41 Absatz 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Absatz 1 HmbVwVfG gegen-
über demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
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öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Dies ist 
vorliegend der Fall. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke wird für das bevorstehende Wochen-
ende vom 14. August bis zum 15. August 2020 angeordnet. 
Eine etwaige Bekanntmachung im Amtlichen Anzeiger 
würde zu einem Zeitverlust führen. Die Allgemeinverfü-
gung könnte somit für das bevorstehende Wochenende 
keine Wirksamkeit entfalten.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Absatz 4 
Satz 4 HmbVwVfG im Foyer des Bezirksamts Altona, Platz 
der Republik 1, 22765 Hamburg, eingesehen werden. Die 
Allgemeinverfügung wurde am 13. August 2020 auf der 
Internetseite des Bezirksamts Altona (https://hamburg.de/
altona) zugänglich gemacht und wird somit am 14. August 
2020 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Altona, 
Platz der Republik 1, 22765 Hamburg, Widerspruch erho-
ben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 € geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Altona die Polizei Hamburg ersucht, im Wege 
der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Bezirksamt Altona
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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamtes Eimsbüttel 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste-
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am 
13. August 2020, 14.02 Uhr, im Internet zugänglich gemacht 
worden und unter https://www.hamburg.de/eimsbuettel 
abrufbar.

Hamburg, den 13. August 2020

Das Bezirksamt Eimsbüttel

Amtl. Anz. S. 1568

Allgemeinverfügung 
des Bezirksamtes Eimsbüttel 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Eimsbüttel erlässt als zuständige 
Behörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Infektionsschutzge-
setzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I. 
S. 1385) geändert worden ist, in Verbindung mit Ziffer I 
Absatz 1 der Anordnung über Zuständigkeiten im Infekti-
onsschutzrecht vom 27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), 
zuletzt geändert durch Anordnung vom 23. Juni 2020 
(Amtl. Anz. S. 1201), die folgende Allgemeinverfügung:
1.	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 

Getränken innerhalb des in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereichs ist am Freitag, den 
14. August 2020, und Sonnabend, den 15. August 2020, 
jeweils von 20 Uhr bis 6 Uhr des Folgetages untersagt. 
Ausgenommen hiervon ist der Ausschank von alkoho-
lischen Getränken im konzessionierten Bereich, ein-
schließlich der genehmigten Außengastronomie von 
Gaststätten, für den Verzehr an Ort und Stelle.

2.	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung im Internet unter https:// 
www.hamburg.de/eimsbuettel als bekannt gegeben.

Begründung

I.
Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 

erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe schwer, 
auch tödliche Krankheitsverläufe kommen vor. Die Gefähr-
dung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland 
wird, insbesondere mit Blick auf die aktuelle Reisesaison, 
nach der Bewertung des Robert-Koch-Instituts, das für die 
Vorbeugung übertragbarer Krankheiten und die Verhinde-
rung der Weiterverbreitung von Infektionen eine besondere 
Expertise aufweist (§ 4 IfSG), unverändert als hoch einge-
schätzt. Nach den vorliegenden medizinischen Erkenntnis-
sen ist die Erkrankung sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 
Anzahl der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit 

etwa Mitte März bis Anfang Juli 2020 rückläufig, seitdem 
nimmt die Fallzahl stetig zu. Einige Kreise übermitteln 
derzeit zwar nur wenige bzw. keine Fälle an das 
Robert-Koch-Institut. Es kommt aber zunehmend wieder 
zu einzelnen Ausbruchsgeschehen, die erhebliche Ausmaße 
erreichen können. Das Robert Koch-Institut schätzt die 
Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland derzeit weiterhin insgesamt als hoch ein, für 
Risikogruppen sogar als sehr hoch.

Das SARS-CoV-2-Virus ist grundsätzlich leicht von 
Mensch zu Mensch übertragbar. Das Infektionsrisiko ist 
stark von der regionalen Verbreitung, von den Lebensbe-
dingungen (Verhältnissen) und auch vom individuellen 
Verhalten (AHA-Regel: Abstand halten, Hygiene beachten, 
Alltagsmasken tragen) abhängig. Der Hauptübertragungs-
weg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen und Aerosolen, 
wobei der Übergang zwischen beiden Formen fließend ist. 
Während insbesondere größere respiratorische Tröpfchen 
schnell zu Boden sinken, können Aerosole auch über län-
gere Zeit in der Luft schweben und sich in geschlossenen 
Räumen verteilen. Ob und wie schnell die Tröpfchen und 
Aerosole absinken oder in der Luft schweben, ist neben der 
Größe der Partikel von einer Vielzahl weiterer Faktoren, 
u. a. der Temperatur und der Luftfeuchtigkeit, abhängig. 
Beim Atmen und Sprechen, aber noch stärker beim Schreien 
und Singen werden Aerosole ausgeschieden; beim Husten 
und Niesen entstehen zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. 
Neben der steigenden Lautstärke beim Sprechen können 
auch individuelle Unterschiede zur verstärkten Freisetzung 
beitragen. Grundsätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer 
Exposition gegenüber Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis 
von 1 bis 2 Metern um eine infizierte Person herum erhöht. 
Da weder eine spezifische Therapie noch eine Impfung zur 
Verfügung stehen, müssen alle Maßnahmen darauf gerich-
tet sein, die Verbreitung des Virus so gut wie möglich zu 
verhindern. Der Schutz der Gesundheit der Bevölkerung 
hängt nach den Einschätzungen des Robert-Koch-Instituts 
maßgeblich von der Einhaltung des Abstandsgebots, Kon-
taktbeschränkungen, Tragen von Mund-Nasen-Bedeckun-
gen sowie den eingeleiteten Gegenmaßnahmen (Kontakt-
nachverfolgung, Quarantäne und Testungen) ab.

Hierfür hat die Freie und Hansestadt Hamburg mit der 
Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des Corona-
virus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg 
vom 30. Juni 2020 (HmbGVBl., S. 365 – HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO) entsprechende Vorgaben erlas-
sen. Nach § 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ist jede 
Person aufgerufen, die körperlichen Kontakte zu anderen 
Personen als den Angehörigen des eigenen Haushalts auf 
ein absolut nötiges Minimum zu reduzieren, die aktuellen 
Empfehlungen der zuständigen öffentlichen Stellen zur 
Vermeidung der Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 
zu beachten und hierzu geeignete Hygienemaßnahmen ein-
zuhalten. Nach Absatz 2 dieser Vorschrift müssen Personen 
an öffentlichen Orten grundsätzlich einen Mindestabstand 
von 1,5 m zueinander einhalten (Abstandsgebot). Ausnah-
men gelten nur in einem eingeschränkten Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
werden oder aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht 
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mehr eingehalten werden können, begünstigt dies die Über-
tragung von SARS-CoV-2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt es, in der konkreten 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse-
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infek
tionsschutzes ausgerichtet sind, zu verhindern. Sofern ins-
besondere im Zusammenhang mit dem Konsum von alko-
holischen Getränken, die vorgenannten Mindeststandards, 
die verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
festgeschrieben sind, von einer großen Anzahl von Perso-
nen nicht mehr eingehalten werden, bedarf es weitergehen-
der Anordnungen, um einen Gesundheitsschutz effektiv zu 
gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Eimsbüttel als zustän-
dige Infektionsschutzbehörde ist, die Lockerungen der 
Beschränkungen, die vom Senat der Freien und Hansestadt 
Hamburg erlassen wurden, mit Augenmaß zu begleiten. 
Dabei sollen besondere Gefahrenlagen erkannt und zum 
Schutz vor Infektionsgefahren für die menschliche Gesund-
heit angegangen werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
Wochen vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten 
zunehmend Verstöße gegen die Abstandsgebote im Zustän-
digkeitsbereich des Bezirksamts Eimsbüttel, konkret in 
dem Stadtteil Eimsbüttel und hier im Umfeld der Altonaer 
Straße, in den Abendstunden sowie zur Nachtzeit festge-
stellt. Aufgrund der zurückliegenden Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und der damit ein-
hergehenden Zunahme des geselligen Zusammenseins 
erfährt der vorgenannte Bereich einen stetigen Zustrom an 
Besucherinnen und Besuchern, sowohl in den dortigen 
Alkoholverkaufsstellen als auch auf den umliegenden 
öffentlichen Flächen. Dabei war in der Regel festzustellen, 
dass viele der anwesenden Personen ohne die gebotenen 
Abstände dicht und sichtlich alkoholisiert beieinander 
standen. Aufforderungen der Einsatzkräfte, die Abstands
regelungen einzuhalten, waren nicht geeignet, eine Verhal-
tensänderung der Besucherinnen und Besucher zu errei-
chen.

Im Bezirk Altona wurde bereits am Wochenende vom 
26. Juni 2020 bis zum 28. Juni 2020 einzelnen Betrieben der 
Außer-Haus-Verkauf von Alkohol untersagt. Diese punktu-
ellen Maßnahmen konnten eine verlässliche Einhaltung 
der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
jedoch nicht sicherstellen. Die zunächst sichtbaren Erfolge 
vor Ort führten teilweise zu Abwanderungstendenzen in 
andere Bereiche und waren ohnehin nur vorübergehender 
Natur. Seitens der Polizei Hamburg konnte nicht festge-
stellt werden, dass die verantwortlichen Gastronomen bzw. 
Betreiber von Einzelhandelsgeschäften auf eine Einhaltung 
der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
einen spürbaren Einfluss ausüben konnten.

Die Polizei Hamburg hatte auch im Juli wiederholt mas-
sive Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kontakt-
beschränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen 
Hygienevorgaben des § 5 der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO im unmittelbar angrenzenden Stadtteil Stern-
schanze festgestellt. Einhergehend mit der Ferien- und 
Urlaubszeit verzeichneten sowohl das Vergnügungs- als 
auch das Rotlichtviertel in der Sternschanze und auf 

St. Pauli insgesamt wieder steigende Besucherzahlen. Am 
Wochenende des 24. Juli 2020 bis zum 26. Juli 2020 waren 
erstmals wieder Besucherzahlen erreicht worden, wie sie 
vor den beschränkenden Maßnahmen vor der Eindämmung 
der Pandemie im März dieses Jahres üblich waren. Das Per-
sonenaufkommen war in den Nachtstunden bei Besuche-
rinnen und Besuchern an den beliebten Orten wiederholt 
groß. Dabei waren insbesondere die Bereiche Sternschanze 
und die Große Freiheit auf St. Pauli betroffen. Wiederholt 
mussten Einsatzkräfte der Polizei Besucherströme lenken 
und in Teilen die Straßen gegen einen weiteren Zulauf 
absperren. Für den Bereich der Sternschanze konnte am 
25. Juli 2020 festgestellt werden, dass in der Spitze zwischen 
20 Uhr und 24 Uhr bis zu 1.400 Besucherinnen und Besu-
cher allein den Bereich Schulterblatt/Piazza aufgesucht 
hatten. Die Besucherinnen und Besucher des Stadtteils 
brachten nur in seltenen Fällen alkoholische Getränke zum 
Verzehr selbst mit. Der Erwerb von alkoholischen Geträn-
ken an den Kiosken bzw. Gaststätten führte zu einem sehr 
großen Andrang vor den entsprechenden Objekten. In den 
späten Abend- bzw. Nachstunden kam es alkoholbedingt zu 
einem enthemmten, teilweise auch zügellosem Verhalten 
der Besucherinnen und Besucher. Der Ortsteil Sternschanze 
liegt in unmittelbarer Nähe zum oben genannten Bereich 
der Altonaer Straße des Zuständigkeitsbereiches des 
Bezirksamtes Eimsbüttel und ist als „Eimsbütteler Schanze“ 
dem Schanzenviertel – nicht jedoch dem Ortsteil Stern-
schanze- zuzuordnen.

Die Polizei Hamburg war in diesem Zeitraum gezwun-
gen, mehrere Verkaufsverbote gemäß § 13 Absatz 4 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO für Lokale auszuspre-
chen. Dies hatte zur Folge, dass der Bedarf an alkoholischen 
Getränken fast vollständig aus Kiosken gedeckt wurde. 
Dabei konnte festgestellt werden, dass jede einzelne Schlie-
ßung von Verkaufsstellen zu Abwanderungsbewegungen zu 
anderen Verkaufsstellen führte. Dabei bildeten sich wiede-
rum Warteschlagen, in denen das Abstandsgebot der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO nicht eingehalten 
wurde. Maßnahmen der Polizei Hamburg fanden keine bzw. 
nur wenig Akzeptanz und das Einschreiten der Einsatz-
kräfte wurde zwar kurzfristig, aber nicht nachhaltig, befolgt. 
Es ist zu erwarten, dass die Schließung der Alkoholver-
kaufsstellen und Lokale im Bereich des Schulterblatts zu 
Abwanderungsbewegungen in Richtung Altonaer Straße 
führen wird.

Die Ereignisse der zurückliegenden Wochenenden 
haben gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO festgeschriebenen Maßnahmen nicht genügen, 
um einem ausreichenden bzw. umfassenden Infektions-
schutz Rechnung zu tragen. Zusammenfassend lässt sich 
somit feststellen, dass es zu Situationen gekommen ist, die 
es der Polizei Hamburg nicht mehr möglich machten, die 
Einhaltung des Abstandsgebots und der Hygienevorgaben 
ohne die Anwendung unmittelbaren Zwangs sicherzustel-
len. Es bedarf zusätzlicher Maßnahmen, die sicherstellen, 
dass den Regelungen der HmbSARS-CoV-2 Eindäm-
mungsVO, insbesondere dem Abstandsgebot gemäß 
§ 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, nachgekommen 
wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Eims-
büttel als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß § 28 
IfSG am 30. Juli 2020 eine Allgemeinverfügung erlassen, 
mit der der Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Geträn-
ken für das Wochenende vom 31. Juli 2020 bis zum 
02.August 2020 jeweils von 20 Uhr bis 6 Uhr des Folgetages 
in dem betroffenen Ortsteil untersagt wurde.
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Die darauf folgenden Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg zeigen, dass im Vergleich zu den vorange-
gangenen Wochenenden weniger Personen in den betroffe-
nen Vergnügungsvierteln unterwegs waren und sich wesent-
lich weniger Personenansammlungen gebildet haben. So 
suchten an dem besagten Wochenende lediglich 800 Perso-
nen den Bereich des Schulterblatts/Piazza auf. Auch in den 
übrigen betroffenen Gebieten konnte durch die Polizei 
Hamburg beobachtet werden, dass die Anzahl und die Ver-
dichtung der Menschenansammlungen im öffentlichen 
Raum sich immens reduziert haben. Es konnte insbeson-
dere festgestellt werden, dass sich die Besucherinnen und 
Besucher im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung wei-
testgehend an die Vorgaben der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO hielten und sich zum überwiegenden Teil ver-
ständnisvoll und kooperativ verhielten. Dennoch ereigne-
ten sich erneut Verstöße gegen das geltende Abstandsgebot 
sowie gegen die allgemeinen Hygienevorgaben der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, sodass die Polizei 
Hamburg in den Einsatzbereichen der Polizeikommissari-
ate 15, 16 und 21 zahlreiche Ordnungswidrigkeitenverfah-
ren einleiten, mehrere Partys auflösen und Betriebe gänz-
lich schließen musste.

Das Bezirksamt Hamburg-Eimsbüttel erließ für das 
darauffolgende Wochenende ein weiteres Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs von Alkohol für den betroffenen Ortsteil, 
und zwar für Freitag, den 7. August 2020, und für Sonn-
abend, den 8. August 2020, jeweils von 20 Uhr bis 6 Uhr des 
Folgetages. Die Lage- und Einsatzberichte der Polizei Ham-
burg bestätigten die positive Wirkung des Verkaufsverbots 
nochmals. Die Polizei Hamburg stellte erneut ein geringe-
res Personenaufkommen als an den Wochenenden im Juli 
ohne Alkoholverkaufsverbot fest, wobei die Außengastro-
nomie gut besucht war. Die Abstandsvorgabe der Hmb
SARS-CoV2-EindämmungsVO traf auf eine deutlich 
höhere Akzeptanz bei den noch Anwesenden, die sich 
zudem überwiegend freundlich, einsichtig und friedlich 
verhielten. Die polizeilichen Feststellungen lassen weder 
erkennen, dass die Anwesenden in relevantem Umfang 
eigene alkoholische Getränke mitgebracht haben, noch, 
dass die Anwesenden sich in den Randbereichen der Ver-
botszone mit alkoholischen Getränken versorgt und die 
Verbotszone sodann aufgesucht hätten.

Der von der Allgemeinverfügung betroffene Ort in 
Eimsbüttel ist insbesondere bei jungen Erwachsenen 
bekannt und attraktiv. Die Gruppe der 20 bis 39-jährigen 
gehört zu der stark von einer SARS-CoV-2-Infektion betrof-
fenen Altersgruppe. Sollte es bei diesen zufälligen Treffen 
verschiedener Gruppen zu Infektionen kommen, ist das 
Nachhalten der Kontakte nicht möglich. Dies macht das 
epidemiologisch gebotene Eingrenzen bzw. die Unterbre-
chung von Infektionsketten unmöglich. Die Herkunftsorte 
der Anwesenden sind größtenteils unbekannt. Es ist nicht 
ausgeschlossen, dass die Örtlichkeit über den Bezirk Eims-
büttel hinaus äußerst attraktiv wirkt. Deshalb steht zu 
befürchten, dass die Infektionslage noch unübersichtlicher 
werden kann. Das Virus kann aus den unterschiedlichsten 
Bereichen in den Bezirk Eimsbüttel hineingetragen werden 
und auch wieder in andere Teile der Freien und Hansestadt 
Hamburg und des Umlandes gebracht werden. Die beo
bachteten Personengruppen zeichnen sich durch eine ver-
gleichsweise große Mobilität aus, was zu einem wesentlich 
höheren Infektionsrisiko beiträgt. Sollte es aufgrund einer 
größeren Menschenansammlung im Bezirk Eimsbüttel zu 
einem Infektionsausbruch kommen (sog. Supersprea-
der-Event), wäre ein sehr wirksames Mittel des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes, nämlich die Unterbrechung von 
Infektionsketten, ausgeschaltet.

Die prognostizierten hohen Temperaturen von um die 
30°C lassen erwarten, dass ohne ein erneutes Außer-Haus-
Alkoholverkaufsverbot am kommenden Wochenende eine 
hohe Anzahl von Besucherinnen und Besuchern den von 
der Allgemeinverfügung betroffenen Bereich aufsuchen 
würde. Damit stiege das Risiko von epidemiologisch 
bedenklichen Menschenansammlungen im öffentlichen 
Raum. Das Bezirksamt Eimsbüttel hat sich angesichts die-
ser Umstände sowie aufgrund der gestiegenen Anzahl an 
Neuinfektionen sowie der Rückkehr vieler Hamburgerin-
nen und Hamburgern aus den Sommerferien dazu ent-
schlossen, den Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen 
Getränken in dem vorgenannten Gebiet im Vorwege zu 
untersagen, um der Gefahr eines unkontrollierbaren Infek-
tionsgeschehens wirksam zu begegnen.

II.

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist 
§ 28 Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem unter diesen Voraussetzungen Veran-
staltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 
beschränken oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass 
durch diese Maßnahme Betreibern und Inhabern von 
Außer-Haus-Verkaufsstellen ein grundrechtlich geschütztes 
Verhalten (Verkauf von alkoholischen Getränken an 
bestimmten Tagen zu bestimmten Uhrzeiten) untersagt 
wird und nicht feststeht, dass diese in Anspruch genomme-
nen Personen zu den in § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG genannten 
Personen (Kranke, Krankheits- bzw. Ansteckungsverdäch-
tige oder Ausscheider) zählen. Denn § 28 Absatz 1 Satz 1 
IfSG ermöglicht es den zuständigen Behörden, notwendige 
Schutzmaßnahmen auch gegen Dritte, sogenannte Nicht-
störer, zu ergreifen. Der Begriff der „Schutzmaßnahmen“ ist 
umfassend und eröffnet der Infektionsschutzbehörde ein 
möglichst breites Spektrum an geeigneten Schutzmaßnah-
men, welches durch die Notwendigkeit der Maßnahme im 
Einzelfall begrenzt wird. Die Feststellung von Kranken, 
Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder 
Ausscheidern eröffnet zwar den Anwendungsbereich der 
Norm, begrenzt jedoch nicht den Kreis möglicher Adressa-
ten infektionsschutzrechtlicher Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahmen hat die zuständige Behörde die notwendigen 
Schutzmaßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu 
Grunde, dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, 
die bei Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage 
kommen können, nicht im Vorfeld bestimmen lässt. Unab-
hängig von der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die 
auf dem gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Ham-
burg Wirkung entfaltet, können weitere infektionsschutz-
rechtliche Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit 
diese durch die zuständige Behörde in bestimmten Berei-
chen bzw. Lagen als notwendig angesehen werden.

1.

Das Ziel dieser Allgemeinverfügung ist es, größere 
Ansammlungen von Personen, bei denen aufgrund einer 
Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die Hemmschwelle 
sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
weiterhin zu befolgenden Vorgaben einzuhalten, im räumli-
chen Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zu verhin-
dern. Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag zum 
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Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und insbesondere 
zur Verhinderung der Überlastung des Gesundheitssystems 
geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen, Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko-
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindest
abstands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen besteht 
daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil dort die 
zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen Abstände 
zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not-
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund-
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund-
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg sicher-
zustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen der 
Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin-
aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer-
den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten-
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 
erkrankte Personen zu sichern.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und den anstehenden 
Sommernächten birgt ein hohes Potenzial, dass sich an ver-
schiedenen Orten über einen längeren Zeitraum Menschen-
ansammlungen bilden. Gerade bei gutem Wetter neigen die 
Bürgerinnen und Bürger erfahrungsgemäß dazu, sich im 
Freien zu versammeln. Zudem sinkt in erkennbarer Weise 
auch die Bereitschaft, sich an die Einschränkungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zu halten. Durch die 
Ansammlung größerer Menschenmengen, die gemeinsam 
bzw. in größeren Gruppen alkoholische Getränke konsu-
mieren und denen die Einhaltung der Abstands- und Hygi-
eneregeln zunehmend schwerer fällt, wird das Risiko einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vergrößert.

Die Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei 
Hamburg im Rahmen der Kontrollen am vergangenen 
Wochenende sowie in der Vergangenheit in den betroffenen 
Gebieten, haben gezeigt, dass aufgrund der enthemmenden 
Wirkung von Alkohol, das Abstandsgebot nicht eingehalten 
wird. Die Einhaltung der Abstandsregelungen ist jedoch 
von enormer Wichtigkeit, um der Gefahr des weiteren 
Anstiegs der Neuinfektionszahlen der Infektionszahlen zu 
begegnen. Maßnahmen wie diese, deren Zweck darauf 
gerichtet ist, die Abstandsregelungen wirksam durchzuset-
zen bzw. deren Einhaltung sicherzustellen, zumindest aber 
zu unterstützen, dienen somit einem berechtigten, allge-
meinem Interesse.

2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 

zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindest
abstandsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg-
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter-
sagen, da es anderenfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge-
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko-
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen der Gaststättenbetriebe weiterhin 
zulässig ist, ist damit zu rechnen, dass sich die Besucherin-
nen und Besucher nur auf diese verteilen und sich mangels 
Außer-Haus-Verkaufs nicht auf den öffentlichen Flächen, 
auf den von der Allgemeinverfügung betroffenen Bereich, 
ansammeln.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste-
hen von Infektionsgefahren bereits im Vorfeld durch die 
Vermeidung der Bildung risikogeneigter Menschenan-
sammlungen entgegen. Polizeiliche Auflösungen gefähr
licher Ansammlungen werden darüber hinaus entbehrlich, 
wodurch sowohl das Konfliktpotenzial als auch das Infek
tionsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Zudem zeigen die Erfahrungen der vergangenen 
Wochenenden, dass die Allgemeinverfügung das Ziel för-
dert und damit geeignet ist. Ausweislich des Lagebildes der 
Polizeikommissariate 15, 16, 21 und 23 hatte das Verkaufs-
verbot Auswirkungen auf die Anzahl und Zusammenset-
zung der Besuchergruppen. Es wurden insgesamt weniger 
Personen vor Ort festgestellt. Dies hatte zur Folge, dass die 
Anzahl und die Verdichtung der Menschansammlungen 
sich reduzierten.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriffs
intensitäten geht das Bezirksamt Eimsbüttel davon aus, 
dass das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken die geeignetste Maßnahme darstellt. Auf-
grund des dynamischen Infektionsgeschehens und der 
schwierigen Beherrschbarkeit spontan auftretender Hand-
lungserfordernisse ist ein präventives dem repressiven Vor-
gehen vorzuziehen.

3.

Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken ist auch erforderlich.

Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch in zeitli-
cher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme 
Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maß-
nahme der erforderlichen Eindämmung der Verbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge getan werden 
kann.

Auf Grundlage der an den beiden vergangenen Wochen-
enden (31. Juli bis 2. August 2020 sowie 7. bis 8. August) 
gewonnenen Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass der-
zeit kein anderes Mittel zur Verfügung steht, welches in 
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ähnlicher Weise geeignet wäre, um das legitime Ziel zu 
erreichen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
Alkohol zu versorgen. Zudem würden die ansässigen gastro-
nomischen Betriebe – die gemäß § 15 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiteren Vorgaben unterliegen – in einem 
unverhältnismäßig hohen Maße bei der Geschäftsausübung 
beeinträchtigt.

Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften und Gaststätten 
das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken u. ä. 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge 
hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätig-
keiten weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel 
wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrechtzu-
erhalten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre-
ten und den Aufenthalt in dem betroffenen Bereich für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersagen 
oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionierten 
Gaststätten grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der vergangenen Wochenenden haben 
zudem gezeigt, dass ein – insofern durch § 13 Absatz 4 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO gestattetes – repressi-
ves Vorgehen gegen einzelne Betriebe nicht geeignet ist, um 
die Entstehung größerer Menschenansammlungen nach-
haltig zu unterbinden. Soweit bereits gegen einzelne 
Betriebe ein Außer-Haus-Verkaufsverbot ausgesprochen 
wurde, musste festgestellt werden, dass die potentiellen 
Kundinnen und Kunden dann auf andere Betriebe ausgewi-
chen sind. Die infektionsschutzrechtlich bedenklichen 
Menschenansammlungen konnten durch diese Maßnah-
men nicht verhindert werden. Letzteres ist wesentlich, um 
dem Infektionsschutz in hinreichender Weise nachzukom-
men.

Die Erfahrungen der beiden zurückliegenden Wochen-
enden (31. Juli bis 2. August 2020 sowie 7. bis 8. August) 
haben zudem gezeigt, dass durch die präventive Untersa-
gung das Entstehen infektionsschutzrechtlich kritischer 
Menschenansammlung bereits im Vorwege effektiv unter-
bunden werden kann. Bei den noch vorhandenen Ansamm-
lungen war deutlich sichtbar, dass es den anwesenden Per-
sonen nun erheblich leichter fiel, die aus infektionsschutz-
rechtlicher Sicht gebotenen Regeln einzuhalten.

Es ist auch erforderlich, den räumlichen Geltungsbe-
reich dieser Allgemeinverfügung weiterhin beizubehalten. 
Dieser beruht auf den von der Polizei Hamburg an den 
zurückliegenden Wochenenden gewonnenen Erkenntnis-
sen. Der Bereich der Eimsbütteler Schanze wird regelmäßig 
von auswärtigen Besucherinnen und Besuchern frequen-
tiert. Die in diesem Bereich ansässigen Betriebe dienen 
vordringlich der Versorgung der Besucherinnen und Besu-
cher mit alkoholischen Getränken.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen keine Menschenansammlun-
gen in einem Übermaß erkennbar waren, hindert dies nicht 
an der Einbeziehung in den räumlichen Geltungsbereich 
dieser Allgemeinverfügung. Dabei handelt es sich um 
Randbereiche der von der Polizei Hamburg identifizierten 
Schwerpunktbereiche. Das Bezirksamt Eimsbüttel geht 

davon aus, dass bei einer nur punktuellen Untersagung des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke an den 
Schwerpunkten mit Abwanderungsbewegungen zu fußläu-
fig erreichbaren Ausweichorten zu rechnen ist. Die 
Erkenntnisse aus den vorangegangenen Wochen zeigen, 
dass insbesondere jüngere Besucherinnen und Besucher 
äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt sind, unter-
schiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis mittlere 
Strecken in Kauf zu nehmen.

Die Bezirksämter Altona und Hamburg-Mitte haben 
bereits angekündigt, ähnliche Allgemeinverfügungen zu 
erlassen, sodass sichergestellt werden kann, dass sich das 
infektionsschutzrechtlich problematische Geschehen nicht 
schlicht in andere Bezirke verlagert.

Weiterhin ist die zeitliche Einschränkung des Verbots 
des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke erforder-
lich.

Durch die zeitliche Begrenzung der Allgemeinverfü-
gung wird sichergestellt, dass die Gewerbetätigkeiten der 
Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt werden und 
dass an den betroffenen Tagen in einem ausreichenden 
Maße alkoholische Getränke angeboten werden können. 
Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt sich ent-
nehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späteren 
Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot wird 
sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 20 Uhr vollzieht. Insofern würde ein etwaiger späterer 
Beginn des Verbots des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken um 22 Uhr nicht dieselbe Wirkung entfal-
ten können, da die Besucherinnen und Besucher sich zu 
diesem Zeitpunkt bereits übermäßig mit alkoholischen 
Getränken versorgt haben könnten.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird durch die 
Allgemeinverfügung gewährleistet, dass die übrige Gewer-
betätigkeit uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Die 
Gastronomiebetriebe dürfen im Rahmen ihrer konzessio-
nierten Tätigkeiten weiterhin alkoholische Getränke aus-
schenken. Für Supermärkte, Kioske, Tankstellen, Lieferbe-
triebe und vergleichbare Gewerbebetriebe verbleibt es bei 
der Möglichkeit, das übrige Sortiment an Kundinnen und 
Kunden zu verkaufen. Dass in diesem Zusammenhang 
sogenannte Kofferraumgeschäfte und private Straßenver-
käufe nicht zulässig sind und nicht geduldet werden, ist 
offenkundig.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtliche Vorgehen richtet sich 
zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die Entstehung 
von Gefährdungslagen nach den bisherigen polizeilichen 
Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit absehbar ist. 
Das behördliche Vorgehen entspricht dem Gebot der Ver-
hältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an das aktuelle 
polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll ausgewählt 
wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Artikel 12 Absatz1 Grundgesetz (GG) beeinträchtigt. 
Die Auswirkungen des Eingriffs beschränken sich jedoch 
auf einen überschaubaren Zeitraum und betreffen – hin-

Amtl. Anz. Nr. 74Freitag, den 21. August 20201572



sichtlich des Einzelhandels – lediglich einen Randbereich 
der geschäftlichen Tätigkeit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende vom 
14. August bis zum 15. August 2020, jeweils von 20 Uhr bis 
um 6 Uhr des Folgetages beschränkt, da aufgrund der guten 
Wetterlage anzunehmen ist, dass auch am kommenden 
Wochenende wieder vermehrt viele Bürgerinnen und Bür-
ger das betroffene Gebiet zum geselligen Zusammensein im 
öffentlichen Raum aufsuchen werden. Eine etwaige Vorver-
lagerung auf 18Uhr würde die Betroffenen über das gebo-
tene Maß hinaus einschränken, da die Zeit vor 20 Uhr 
überwiegend durch ein touristisches Publikum geprägt ist. 
Das Bezirksamt Hamburg-Eimsbüttel hat im Vergleich zur 
Allgemeinverfügung vom 30. Juli 2020, den zeitlichen Gel-
tungsbereich beschränkt. Eine Ausweitung auf Sonntag, 
den 16. August 2020, war aufgrund der am vergangenen 
Wochenende gewonnen Erkenntnisse nicht mehr angemes-
sen.

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutzes in der Zeit des äußerst dynamischen 
Verlaufs der Corona-Pandemie zurückzustehen. Das 
Bezirksamt Eimsbüttel verkennt nicht, dass mit dem aber-
maligen Erlass einer Allgemeinverfügung zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke eine gegen-
über dem vergangenen Wochenende weitergehende, weil 
fortgesetzte und vertiefte wirtschaftliche Belastung der 
Gewerbetreibenden – insbesondere der Kioskbetreiber – 
einhergeht. In Anbetracht der möglichen Folgen einer wei-
teren Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 kann die 
Entscheidung über die notwendigen Infektionsschutzmaß-
nahmen aber grundsätzlich nicht „nach Kassenlage“ getrof-
fen werden. Dies gilt auch nicht nur für Kioskbetreiber, 
sondern auch für viele andere Branchen und Gewerbetrei-
bende. Ein unzumutbares Sonderopfer wird den Kiosk
betreibern daher durch das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs alkoholischer Getränke nicht abverlangt.

Das Bezirksamt Eimsbüttel erkennt an, dass es sich bei 
den von der Allgemeinverfügung Betroffenen nicht um 
unmittelbare Störer handelt. Allerdings haben die Wochen-
enden Ende Juni und im Juli vor dem erstmaligen Erlass 
von Alkoholverkaufsverboten per Allgemeinverfügung bzw. 
die von der Polizei Hamburg gewonnen Erkenntnisse 
gezeigt, dass eine direkte Ansprache der Störer nicht geeig-
net ist, um die infektionsschutzrechtlich gebotene Einhal-
tung der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sowie der allgemeinen Hygieneregeln zu errei-
chen. Letztlich konnte die Polizei Hamburg immer nur für 
die Auflösung rechtswidriger Zustände sorgen, das Entste-
hen der Gefahrenlage aber selbst nicht verhindern. Nach 
der Einschätzung des Bezirksamts Eimsbüttel kann leider 
noch nicht von einem verantwortungsbewussten Verhalten 
der Besucherinnen und Besucher der von dieser Allgemein-
verfügung betroffenen Bereiche ausgegangen werden, 
sodass ein behördliches Einschreiten weiterhin notwendig 
ist. Dies wird dadurch deutlich, dass auch am Wochenende 
vom 31. Juli bis 2. August weiterhin Verstöße gegen die 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO geahndet und Be
triebe geschlossen werden mussten. Die positiven Wirkun-
gen, die am Wochenende vom 7. August bis zum 8. August 
festzustellen waren, gingen bei einem Verzicht auf ein 
erneutes Alkoholverkaufsverbot mit hoher Wahrscheinlich-

keit verloren, weil die Bevölkerung ein falsches Signal der 
Sorglosigkeit erhielte. Vor dem Hintergrund des hohen 
Infektionsrisikos, des Anstiegs der Neuinfektionszahlen 
und im Sinne einer effektiven Gefahrenabwehr sind daher 
weiterhin Maßnahmen zu ergreifen, die sich auch gegen 
Nichtstörer richten können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Absatz 2 Nr. 4 Alt. 1 HmbVw-
VfG abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im 
vorliegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirks
amtes Eimsbüttel nicht ausgeschlossen werden, dass es 
durch die zu erwartenden Menschenansammlungen sowie 
den Alkoholkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren 
für die anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine 
hohe Krankheitsübertragungsrate vom Coronavirus SARS-
CoV-2 kommen wird.

6.

Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 
gemäß § 41 Absatz 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Absatz 1 HmbVwVfG gegen-
über demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Dies ist 
vorliegend der Fall. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke wird für das bevorstehende Wochen-
ende vom 14. August bis 15. August 2020 in der Zeit von 
20 Uhr bis 6 Uhr des Folgetages angeordnet. Eine etwaige 
Bekanntmachung im Amtlichen Anzeiger würde zu einem 
Zeitverlust führen. Die Allgemeinverfügung könnte somit 
für das bevorstehende Wochenende keine Wirksamkeit ent-
falten.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Absatz 4 
Satz 4 HmbVwVfG im Bezirksamt Eimsbüttel, Grindelberg 
62-66, 20144 Hamburg, eingesehen werden. Die Allgemein-
verfügung wurde am 6. August 2020 auf der Internetseite 
des Bezirksamtes Eimsbüttel (https://hamburg.de/eims-
buettel) zugänglich gemacht und wird somit am 14. August 
2020 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Eimsbüt-
tel, Grindelberg 62-66, 20144 Hamburg, Widerspruch erho-
ben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
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bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 € geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 

und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Eimsbüttel die Polizei Hamburg ersucht, im 
Wege der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Bezirksamt Eimsbüttel
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Beitragsordnung der Studierendenschaft 
der Technischen Universität Hamburg 

(TUHH)
Vom 11. August 2020

Das Präsidium der Technischen Universität Hamburg 
hat am 11. August 2020 die vom Studierendenparlament der 
Technischen Universität Hamburg in seiner Sitzung am 
8. Juli 2020 auf Grund von § 104 Absatz 2 des Hamburgi-
schen Hochschulgesetzes (HmbHG) vom 18. Juli 2001 
(HmbGVBl. S. 171), zuletzt geändert am 24. Januar 2020 
(HmbGVBl. S. 93), beschlossene Beitragsordnung der Stu-
dierendenschaft der Technischen Universität Hamburg 
genehmigt.

§ 1
Beitragspflicht

(1) Die Studierendenschaft der TUHH erhebt zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben in jedem Semester von allen einge-
schriebenen Studierenden einen Beitrag gemäß § 104 des 
Hamburgischen Hochschulgesetzes. Dazu gehören insbe-
sondere auch Mittel zur Finanzierung eines Beförderungs-
vertrages, aus denen der Gesamtheit der Studierenden ein 
wirtschaftlicher Vorteil erwächst.

(2) Beitragspflichtig sind auch beurlaubte Studierende.

§ 2
Fälligkeit, Entrichtung und Zuweisung des Betrages

(1) Der Beitrag wird jeweils bei der Einschreibung, 
Rückmeldung oder Beurlaubung fällig

(2) Der Beitrag ist an die für die TUHH zuständige 
Kasse zu entrichten. Diese weist den Grundbeitrag und den 
Beitrag für die Rechtsschutzversicherung dem Allgemeinen 
Studierendenausschuss (AStA), den Beitragsanteil für das 
Semesterticket dem Hamburger Verkehrsverbund (HVV) 
und den Beitragsanteil des Semesterticket-Härtefonds 
einem Sonderkonto des Studierendenwerkes zu.

§ 3
Beitragshöhe

(1) Der Grundbeitrag für
1. Bestandsstudierende beträgt 16,30 Euro pro Semester 

für Rechtsschutz und die studentische Selbstverwaltung,
2. neu immatrikulierte Studierende beträgt 16,40 Euro pro 

Semester für Rechtsschutz und die studentische Selbst-
verwaltung.

(2) Zusätzlich zu dem in Absatz 1 genannten Beitrag 
werden erhoben:
1. ein Beförderungsentgelt von 177,60 Euro zur Deckung 

eines für die Studierenden der TUHH vom AStA der 
TUHH mit dem HVV abgeschlossenen Beförderungs-
vertrages (SemesterTicket);

2. ein Beitrag von 3,00 Euro für den Semesterticket-Härte-
fonds.

3. Auf Antrag kann der auf das Semesterticket entfallende 
Beitragsanteil aus dem Semesterticket-Härtefonds in 
den Fällen zurückerstattet werden, in denen die Vorteile 
des Semestertickets aus gesundheitlichen oder räumli-
chen oder sozialen Gründen nicht in Anspruch genom-
men werden können. Einzelheiten regeln die Richt-
linien der Studierendenschaft der TUHH für den 
Semesterticket-Härtefonds in der jeweils gültigen Fas-
sung.

§ 4
Aufsicht

Die Aufsicht über die Verwendung der Beiträge haben 
die satzungsgemäßen Organe der Studierendenschaft 
gemäß der Wirtschaftsordnung der Studierendenschaft der 
TUHH.

§ 5
Inkrafttreten

Diese Beitragsordnung tritt am Tage nach ihrer Ver-
öffentlichung im Amtlichen Anzeiger in Kraft. Sie gilt 
erstmals für das Wintersemerster 2020/2021.

Hamburg, den 11. August 2020

Technische Universität Hamburg
Amtl. Anz. S. 1576

Versorgungsstatut des Versorgungswerks 
der Zahnärztekammer Hamburg

Die Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Ver-
braucherschutz genehmigte am 29. Mai 2020 gemäß § 57 in 
Verbindung mit § 19 Absatz 2 Ziffer 1 Hamburgisches Kam-
mergesetz für die Heilberufe (HmbKGH) vom 14. Dezem-
ber 2005 (HmbGVBl. S. 495), zuletzt geändert am 17. April 
2018 (HmbGVBl. S. 5, 9), die von der Delegiertenversamm-
lung der Zahnärztekammer Hamburg am 26. November 
2019 beschlossene 7. Satzung zur Änderung des Versor-
gungsstatuts des Versorgungswerks der Zahnärztekammer 
Hamburg.

Gemäß § 26 Absatz 2 Satz 1 Hamburgisches Kammerge-
setz für die Heilberufe (HmbKGH) gibt die Zahnärztekam-
mer Hamburg bekannt, dass im Hamburger Zahnärzteblatt 
08/2020 das Versorgungsstatut veröffentlicht wurde.

Die Änderungen treten am 1. September 2020 in Kraft.

Das Hamburger Zahnärzteblatt kann bei der Zahnärzte-
kammer Hamburg, Weidestraße 122b, 22083 Hamburg, 
bezogen werden.

Hamburg, den 21. August 2020

Zahnärztekammer Hamburg
Amtl. Anz. S. 1576
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Bekanntmachung vergebener Aufträge

Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER 

I.1)  Name und Adressen 

Bundesbauabteilung Hamburg, in Vertretung für 
die Bundesrepublik Deutschland

Nagelsweg 47, 20097 Hamburg

NUTS-Code: DE600

Land: DE

Kontaktstelle(n): 
Telefax: +49 (40) 4 27 92 12 00

E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de  

Internet-Adresse(n):

Hauptadresse (URL):  
http://www.hamburg.de/behoerdenfinder/ 
hamburg/11255485

I.4)  Art des öffentlichen Auftraggebers 

Agentur/Amt auf zentral- oder bundesstaatlicher 
Ebene

I.5) Haupttätigkeit(en) 

Allgemeine öffentliche Verwaltung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND 

II.1)  Umfang der Beschaffung 

II.1.1)  Bezeichnung des Auftrags 

BWK: Neubau Multifunktionsgebäude und 
SchiffMedInstM

Referenznummer der Bekanntmachung: 
20 E 0160

II.1.2)  CPV-Code 

45223220-4

II.1.3) Art des Auftrags 

Bauauftrag

II.1.4)  Kurze Beschreibung 

Rohbau/Erdbau/Verbau/Stahlbau.

II.1.5) Geschätzter Gesamtwert: 266.000,– Euro

II.1.6)  Angaben zu den Losen

Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein

II.1.7) Gesamtwert der Beschaffung (ohne MwSt.)

 Genau (Bitte den Gesamtbeschaffungswert ange-
ben; Angaben zu einzelnen Aufträgen machen 
Sie bitte in Abschnitt V).

 Wert: 29595264,80

II.2) Beschreibung

II.2.2) Weitere(r) CPV-Code(s)

  45112000-5 
45262212-0 
45262210-6 
45262310-7

II.2.3)  Erfüllungsort 

Nuts-Code: DE600

Hauptort Ausführung:

22049 Hamburg, Wandsbek 
Bundeswehrkrankenhaus, 
Lesserstr. 180, 22049 Hamburg

II.2.4)  Beschreibung der Beschaffung 

 Rohbau, Erdbau, Verbau und Stahlbau für den 
Neubau des Multifunktionsgebäudes und Schiff-
fahrtmedizinischen Instituts auf dem Gelände 
des Bundeswehrkrankenhauses.

Leistungsumfang:

450 m² Bohrpfahlwand mit Rückverankerung

1640 m² Trägerbohlwand, Profil U400 mit Rück-
verankerung

54400 m³ Boden Baugrube lösen, auf Fläche AN 
zwischenlagern, beproben und entsor-
gen

9150 m³ Bauwerk hinterfüllen verdichten Ein-
bau-H 7 m Boden liefern SE

580 m³ Stahlbeton (Kanäle) abbrechen, laden, 
transportieren und entsorgen

760 m Dränleitung DN 100 verlegen, verfül-
len, Erdarbeiten

19 St Kontrollschächte DN 1000

13 St Tauchpumpen (bis 5 m³/h), Pumpen-
schächte anlegen, vorhalten und rück-
bauen für Offene Wasserhaltung

5750 m² Frischbetonverbund (FBV) Dichtungs-
bahn 3,5 mm unter Bodenplatten

2520 m² FBV Dichtungsbahn und Perimeter-
dämmung PS-Hartschaum XPS

27640 m³ Ortbeton Bodenplatten/Wände/Decken/ 
Stützen/Unterzüge

86130 m³ Schalungen, davon 34400 m² Decken-
schalungen

94 m Schalung Stütze rund SB3

5260 m Schalung Deckenplatten Randschalung 
H 25-50 cm

4520 t Betonstabstahl B500

31 St Kellerlichtschacht Betonfertigteil B 
140 cm H 200 cm T 110 cm

51 St Treppenlauf/Podest StB, d=18 cm, Fer-
tigt. 18/27 cm

159 t Stahlbauprofile (Hubschrauberplatt-
form, Technikeinbauten, Laufstege)

830 m³ Wärmedämmschicht unter Decke Heli-
port Mineralwolle 100 mm

25400 St Doppelkopfelement Durchstanzbeweh-
rung Durchmesser 12-25mm Platten-D 
30-50 cm

2000 St Bewehrungsstoß geschraubt Durch-
messer 14-28 mm

1170 m Bewehrungs-Rückbiegeanschluss 10/15

640 St Dornsystem Typ LD 20 P-PA4

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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2550 m²	 Mauerwerk Trennwand nichttragend 
D 17,5-24 cm KS

500m	 Treppengeländer aus Stahlplatten, H 
110 cm OKFF und 140 cm

2200 m²	 Zementestrich Verbundestrich C35 F5 
D 50 mm A1,5

365 m²	 Zementestrich Estrich auf Trittschall-
dämmung C35 F5 D 70 mm A1,5

2600 m²	 Decke innen Beton Zementspachtel 
spachteln Q2 und anschließend Erstbe-
schichtung mit Dispersionsfarbe

1930 m²	 Grundbeschichtung Boden Estrich 
Dispersionsfarbe

650 m²	 Erstbeschichtung Boden Estrich Epo-
xidharzlack-GBS 2K

350 m	 Abwasserleitung Guss 2K-Epoxid-Be-
schichtung Grundbeschichtung DN100 
Gebäude

140 m	 Abwasserleitung PP heißwasserbestän-
dig DN/OD100-160 Gebäude

1000 m	 Elektroinstallationsrohr halogenfrei 
Kunststoff AD 40 mm Schalung

II.2.5)	 Zuschlagskriterien

Die nachstehenden Kriterien:

1. Kostenkriterium:

Kriterium Gewichtung, Preis 100 %

2. Qualitätskriterium:

Kriterium Gewichtung

nach: Standardformular 3 (Vergebener Auftrag

II.2.11)	 Angaben zu Optionen

Nein

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union

Nein

ABSCHNITT IV: VERFAHREN 

IV.1) 	 Beschreibung 

IV.1.1) 	 Verfahrensart 

Offenes Verfahren

IV.1.3) 	 Angaben zur Rahmenvereinbarung 

Keine Rahmenvereinbarung

IV.1.8) 	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen 
(GPA) 

Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Nein

IV.2) 	 Verwaltungsangaben 

IV.2.1) 	 Frühere Bekanntmachung zu diesem Verfahren 

Bekanntmachungsnummer im ABl. 
2020/S 083 - 194917

ABSCHNITT V: AUFTRAGSVERGABE 

Auftrags-Nr.: 20 E 0160

Bezeichnung: Rohbau/Erdbau/Verbau/Stahlbau

V.1) 	 Information über die Nichtvergabe

Der Auftrag wurde vergeben.

V.2)	 Auftragsvergabe

V.2.1)	 Tag des Vertragsabschlusses

17. Juli 2020

V.2.3)	 Name und Anschrift des Wirtschaftsteilnehmers, 
zu dessen Gunsten der Zuschlag erteilt wurde

LEONHARD WEISS GmbH & Co. KG 
BAUUNTERNEHMUNG

Leonhard-Weiss-Str. 22, 73037 Göppingen

NUTS-Code: DE114

Land: DE

Der Auftragnehmer ist ein KMU: Nein

V.2.4) 	 Angaben zum Wert des Auftrags (ohne MwSt.)

Gesamtwert des Auftrags: 29595264,80

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN 

VI.3)	 Zusätzliche Angaben

VI.4) 	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren 

VI.4.1) 	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren 

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen

Nagelsweg 47, 20097 Hamburg, DE

Kontaktstelle(n): 
Telefax: +49 (40) 4 27 92 12 00

E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de  

Internet-Adresse(n):

Hauptadresse (URL):  
http://www.hamburg.de/behoerdenfinder/ 
hamburg/11255485

VI.5) 	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung 

10. August 2020

Hamburg, den 10. August 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 910

Auftragsbekanntmachung

Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER 

I.1) 	 Name und Adressen 

Bundesbauabteilung Hamburg, in Vertretung für 
die Bundesrepublik Deutschland

Nagelsweg 47, 20097 Hamburg

NUTS-Code: DE600

Land: DE

Kontaktstelle(n): 
Telefax: +49 (40) 4 27 92 12 00

E-Mail: BBA-FbT-Vergabe@bba.hamburg.de  

Internet-Adresse(n):

Hauptadresse (URL):  
https://www.hamburg.de/ 
bundesbauabteilung-hamburg

I.3)	 Kommunikation 

Die Auftragsunterlagen stehen für einen unein-
geschränkten und vollständigen direkten Zugang 
gebührenfrei zur Verfügung unter

(URL): https://abruf.bi-medien.de/D440490497
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Weitere Auskünfte erteilen/erteilt folgende Kon-
taktstelle:
Bundesbauabteilung Hamburg, Kommunikation 
nur über bi-medien
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg
NUTS-Code: DE600
Land: DE
Kontaktstelle(n): 
Bundesbauabteilung Hamburg
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de
Internet-Adresse(n):
Hauptadresse (URL): 
https://www.bi-medien.de 
Angebote sind elektronisch einzureichen:
http://www.bi-medien.de 
Schriftliche Angebote sind nicht zulässig.

I.4) 	 Art des öffentlichen Auftraggebers 
Ministerium oder sonstige zentral- oder bundes-
staatliche Behörde einschließlich regionaler oder 
lokaler Unterabteilungen

I.5)	 Haupttätigkeit(en) 
Allgemeine öffentliche Verwaltung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND 

II.1) 	 Umfang der Beschaffung 

II.1.1) 	 Bezeichnung des Auftrags 
Helmut-Schmidt-Universität/Universität der 
Bundeswehr Hamburg, Douaumont, Neustruk-
turierung Rückkühlung Warmer Maschinenbau, 
Fachplanungsleistungen der technischen Ausrüs-
tung Anlagengruppe 3,4 und 8
Referenznummer der Bekanntmachung: 
20 D 0301

II.1.2) 	 CPV-Code 
71240000-2

II.1.3)	 Art des Auftrags 
Dienstleistungen

II.1.4) 	 Kurze Beschreibung 
Die Bundesbauabteilung der Freien und Hanse-
stadt Hamburg ist vom Bundesministerium der 
Verteidigung mit der Neustrukturierung der 
Rückkühlung für den Bereich des Warmen 
Maschinenbaus in den Gebäuden H8, H9 und 
H10 der Helmut-Schmidt-Universität (HSU)/ 
Universität der Bundeswehr Hamburg beauftragt 
worden. Die HSU befindet sich auf dem Gelände 
der Douaumont-Kaserne in Hamburg-Jenfeld.  
Zur Kühlung der Versuchsstände und Anlagen 
wurde bisher Wasser aus einem Kühlsee genutzt, 
das anschließend in den See zurückgepumpt und 
über Sprühlanzetten vernebelt wird. Der Betrieb 
dieses Systems ist aufgrund potentieller Gesund-
heitsgefährdung nicht mehr zulässig. Als Ersatz 
sollen Kühltürme mit geschlossenem Wasser-
kreislauf und zusätzlicher adiabatischer Kühlung 
mittels Wasser ohne Versprühung und Umlauf-
wasser errichtet werden (Auftragsgegenstand). 
Der Bedarf an Rückkühlleistung beläuft sich auf 
insgesamt ca. 5 MW. Die Gesamtbaukosten betra-
gen ca. 3,6 Mio. Euro für die KG 200-500.

II.1.5)	 Geschätzter Gesamtwert: 266.000,– Euro

II.1.6) 	 Angaben zu den Losen
Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein

II.2.3) 	 Erfüllungsort 
Nuts-Code: DE600
Hauptort Ausführung: 22043 Hamburg
Helmut-Schmidt-Universität, 
Holstenhofweg 85, 22043 Hamburg

II.2.4) 	 Beschreibung der Beschaffung 
Gegenstand dieses Verfahrens ist die Vergabe der 
Technische Ausrüstung, Anlagengruppen (AG) 
3,4 und 8 gem. § 53 HOAI 2013, Leistungsphase 
2-3 und 5-9 gem. §55 HOAI 2013 für die Neu-
strukturierung der Rückkühlung „Warmer 
Maschinenbau“ der Gebäude H8 bis H10 der 
Douaumont-Kaserne, Helmut-Schmidt-Univer-
sität Hamburg/Universität der Bundeswehr. 
Der Auftraggeber beabsichtigt darüber hinaus 
weitere/besondere Leistungen zu beauftragen 
(s. auch Vertragsentwurf).

II.2.5)	 Zuschlagskriterien
Kostenkriterium: 
Kriterium: Preis, Gewichtung: 100 %

II.2.7) 	 Laufzeit des Vertrags 
Beginn: 1. Januar 2021
Ende: 30. September 2025
Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.2.10) 	 Angabenüber Varianten/Alternativangebote 
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2.11) 	 Angaben zu Optionen 
Optionen: Ja
Beschreibung der Optionen:
Stufenweise Beauftragung der einzelnen Leis-
tungsphasen:
Der Auftrag umfasst zunächst die Leistungspha-
sen 2-3. Es ist beabsichtigt, bei Fortsetzung der 
Maßnahme die Leistungsphasen 5-9 stufenweise 
zu beauftragen. Ein Rechtsanspruch auf die 
Übertragung aller vorgesehenen Leistungspha-
sen besteht nicht. Ebenso besteht kein Rechts
anspruch auf die Weiterbeauftragung nach 
Erbringung erster Leistungsphasen.

II.2.13) 	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union 
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: Nein

ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFTLICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE ANGABEN 

III.1) 	 Teilnahmebedingungen 

III.1.1) 	 Befähigung zur Berufsausübung einschließlich 
Auflagen hinsichtlich der Eintragung in einem 
Berufs- oder Handelsregister 
Auflistung und kurze Beschreibung der Bedin-
gungen: 
Das vollständig ausgefüllte Bieterformular ist 
fristgerecht mit dem Angebot einzureichen. Mit-
glieder von Bietergemeinschaften haben alle 
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Erklärungen/Nachweise für jedes Mitglied sepa-
rat abzugeben, mit Ausnahme der Angaben zu 
dem Projektteam/den Referenzen. Bei Bieterge-
meinschaften muss ersichtlich sein, welches Mit-
glied der Bietergemeinschaft die Leistungen der 
Referenz erbracht hat. Geforderte Angaben zum 
Wirtschaftsteilnehmer:

–	 Angaben zur Identität des Bieters: Firmenbe-
zeichnung, Anschrift, Ansprechpartner, Kon-
takt,

–	 Rechtsform gem. § 43 Abs. 1 VgV (bei GmbH 
bzw. Partnerschaftsgesellschaften ein aktueller 
Handelsregister- bzw. Partnerschaftsregister-
auszug),

–	 Bestätigung Wirtschaftsteilnehmer gem. § 73 
Abs. 3 VgV zur Unabhängigkeit von Ausfüh-
rung- und Lieferinteressen,

–	 Art des Angebotes: bei Bietergemeinschaften 
gem. § 43 Abs. 2 VgV ist eine Erklärung abzu-
geben, dass die Mitglieder der Bieter/Arbeits-
gemeinschaft (ARGE) gesamtschuldnerisch 
haften, auch über die Auflösung der ARGE 
hinaus. Die Bietergemeinschaft muss einen 
bevollmächtigten Vertreter benennen. Für die 
Erklärung wird empfohlen, das vorgegebene 
Formblatt zu verwenden (Anlage 2, Bieterfor-
mular). Die Vorlage des Nachweises hat mit 
Abgabe des Angebotes zu erfolgen.

–	 Angaben zu Vertretern des Wirtschaftsteilneh-
mers: Angaben zum Vertretungsberechtigten,

–	 Angaben zu Unterauftragnehmer, derer Kapa-
zitäten gem. § 36 VgV in Anspruch genommen 
werden. Es sind die Auftragsanteile, die als 
Unterauftrag vergeben sollen werden, zu 
benennen. Der Bieter hat nachzuweisen, dass 
ihm die erforderlichen Mittel tatsächlich zur 
Verfügung stehen, indem er eine Verpflich-
tungserklärung dieser anderen Unternehmen 
vorlegt. Der Nachunternehmer muss kein 
eigenes Bieterformular ausfüllen. Für die 
Erklärung wird empfohlen, das vorgegebene 
Formblatt zu verwenden (Anlage 3, Bieterfor-
mular)

–	 Angaben zur Inanspruchnahme der Kapazitä-
ten anderer Unternehmen (Eignungsleihe) 
gem. § 47 VgV. Es sind die Auftragsanteile, die 
als Unterauftrag vergeben sollen werden, zu 
benennen. Der Bieter hat nachzuweisen, dass 
ihm die erforderlichen Mittel tatsächlich zur 
Verfügung stehen, indem er eine Verpflich-
tungserklärung dieser anderen Unternehmen 
vorlegt. Der Nachunternehmer muss kein 
eigenes Bieterformular ausfüllen. Für die 
Erklärung wird empfohlen, das vorgegebene 
Formblatt zu verwenden (Anlage 3, Bieterfor-
mular)

–	 Eigenerklärungen zu Ausschlussgründen:

	 a)  � Eigenerklärung zu Gründen im Zusam-
menhang mit einer strafrechtlichen Ver
urteilung gem. § 123 Abs. 1 GWB;

	 b)  � Eigenerklärung zu Gründen im Zusam-
menhang mit Insolvenz, Interessenkon-
flikten oder beruflichem Fehlverhalten 
gem. § 124 Abs. 1 GWB.

–	 Befähigung zur Berufsausübung gem. § 44 (1) 
VgV, § 75 (2,3) VgV:

–	 Der Nachweis über die Befähigung u. Erlaub-
nis zur Berufsausübung des Bewerbers ist 
durch den Eintrag in einem Berufs- oder Han-
delsregister bzw. zur Berufsqualifikation zu 
erbringen. Es ist jeder zugelassen, der gem. 
§75 VgV nach dem für die Auftragsvergabe 
geltenden Landesrecht berechtigt ist, die 
Berufsbez. „Ingenieur“ zu tragen o. in der 
BRD als solcher tätig zu werden. Jurist. Perso-
nen sind zugelassen, wenn Sie für die Durch-
führung der Aufgabe einen verantwortl. 
Berufsangehörigen gem. §75 (2) VgV benen-
nen.

–	 Erklärung zu den Sicherheitsanforderungen 
„Staatenliste im Sinne von §13 Abs. 1 Nr. 17 
SÜG“

	 Bei der Planung u. Durchführung der Bau-
maßnahme dürfen keine Beschäftigten einge-
setzt werden, die aus Ländern stammen, die in 
der Anlage Staatenliste (Anlage 4, Bieterfor-
mular) stehen u. keine Firmen eingesetzt wer-
den, die ihren Sitz in Ländern haben, die in 
der Staatenliste genannt sind. Die Erklärung 
ist von jedem Mitglied einer Bietergemein-
schaft u. jedem Nachunternehmer vorzulegen.  
Hinweis Einheitliche Europäische Eigener-
klärung (EEE): Bei einigen Nachweisen ist es 
möglich, anstelle des Bieterformulars die EEE 
zu verwenden. Die EEE muss nicht verwendet 
werden, wenn das Bieterformular einschl. 
Anlagen vollständig ausgefüllt eingereicht 
wird.

III.1.2) 	 Wirtschaftliche undfinanzielle Leistungsfähigkeit 
Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien: 
Angaben zur Berufshaftpflichtversicherung 
gemäß § 45 Abs. 1 Nr. 3 VgV.
Aktueller Nachweis (nicht älter als 12 Monate 
und noch gültig) der Berufshaftpflichtversiche-
rung.
Möglicherweise geforderte Mindeststandards:
Deckungssumme für Personenschäden von min-
destens 1,5 Mio. Euro (pro Schadensfall) und für 
sonstige Schäden von mindestens 1,0 Mio. Euro 
(pro Schadensfall) bei einem in der EU zugelasse-
nen Haftpflichtversicherer oder Kreditinstitut. 
Es ist zudem der Nachweis zu erbringen, dass die 
Maximierung der Ersatzleistung mindestens das 
Zweifache der Versicherungssumme beträgt, d. h. 
die Versicherung muss bestätigen, dass für den 
Fall, dass bei der Bewerberin bzw. dem Bewerber 
mehrere Versicherungsfälle in einem Jahr eintre-
ten (z.B. aus anderen Verträgen mit anderen Auf-
traggebern), die Obergrenze für die Zahlungsver-
pflichtung der Versicherung bei mindestens dem 
Zweifachen der obenstehenden Versicherungs-
summen liegt. Besteht eine Berufshaftpflichtver-
sicherung mit niedrigeren als den geforderten 
Deckungssummen, ist die Vorlage einer schriftli-
chen Bestätigung der Versicherung der Bieter/
innen, die Berufshaftpflicht im Auftragsfall auf 
die geforderten Höhen anzuheben oder zum 
Abschluss einer objektbezogenen Versicherung 
bereit zu sein, als Nachweis erforderlich. Der 
Nachweis ist von jedem Mitglied einer Bieterge-
meinschaft, welche zur Erfüllung der Mindestan-
forderungen oder Eignungsleihe herangezogen 
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werden, in voller Höhe zu erbringen. Falls ein 
Nachunternehmer eingesetzt wird, der zur Erfül-
lung der Mindestanforderungen oder der Eig-
nungsleihe dient, ist auch insoweit dieser Nach-
weis für den Nachunternehmer in voller Höhe zu 
erbringen.

III.1.3) 	 Technische undberufliche Leistungsfähigkeit 

Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien: 

1)	 Erklärung über die durchschnittliche jährli-
che Anzahl der angestellten Ingenieure, Tech-
niker oder Meister (inkl. Anzahl der Füh-
rungskräfte) im Bereich der Technischen 
Gebäudeausrüstung und im Durchschnitt der 
letzten 3 Jahre gem. § 46 Abs. 3 Nr. 8 VgV.

	 Möglicherweise geforderte Mindeststandards: 
Durchschnitt (2017-2019): mindestens 4 Inge-
nieure/innen, Techniker oder Meister aus dem 
Bereich der Technischen Ausrüstung gem. 
§ 55 HOAI.

2)	 Angaben zum vorgesehenen Projektteam 
gemäß § 46 (1) i. V. m. § 46 (3) Nr. 2 und 6 VgV 
mit den unten aufgeführten Mindeststan-
dards.

	 a) � Angaben zum vorgesehenen Projektleiter 
(mindestens berufsqualifizierender Studie-
nabschluss als Dipl.-Ing. oder Bachelor/
Master von einer Universität oder Fach-
hochschule, mindestens 5 Jahre Berufs
erfahrung im Bereich Technische Ausrüs-
tung);

	 b) � Angaben zum vorgesehenen Bauleiter 
(mindestens berufsqualifizierender Studie-
nabschluss als Dipl.- Ing. oder Bachelor/ 
Master von einer Universität oder Fach-
hochschule oder fachbezogene Qualifika-
tion (Techniker/ Meister) mindestens 3 
Jahre Berufserfahrung im Bereich Techni-
sche Ausrüstung);�  
Hinweis: Projektleiter und Bauleiter dür-
fen nicht in Personalunion auftreten.

3) 	Zwei Mindestreferenzen (P1 und P2) mit den 
unten aufgeführten Mindeststandards. Zur 
jeder Referenz sind Angaben in dem Bieterfor-
mular zu machen. Weiterhin ist eine Referenz-
bescheinigung des Auftraggebers oder Eigen-
erklärung und ein Referenzblatt mit Beschrei-
bung und Vorstellung des Projektes auf max. 2 
Blatt DIN A4 einzureichen. Bei der Min-
destreferenz P1 und Mindestreferenz P2 darf 
es sich nicht um das gleiche Projekt handeln.

4) 	Erklärung über die Ausstattung, Geräte und 
technische Ausrüstung des Bewerbers. Min-
deststandard: Die Planungsleistungen sind 
mit einem 3-D-objektorierentierten CAD-Sys-
tem und im Datenaustauschformat Industry 
Foundation Classes (IFC) Version 2x3 bzw. 4 
gem. DIN EN ISO 16739 zu erbringen.

	 Mindestreferenz 1�  
Mindeststandard (bei Nichterfüllung Aus-
schluss): Planung der Technischen Ausrüs-
tung, mindestens Planung für die Anlagen-
gruppe 3 nach § 53 HOAI für den Um- oder 
Neubau einer Klimaanlage einschließlich 
Rückkühlanlage, mind. Honorarzone II 
(gemäß Anlage 15.2 HOAI 2013), mind. LP 3 

und 5-8 (gemäß § 55 HOAI 2013), welches im 
Zeitraum von 1.1.2012 bis 1.8.2020 fertig 
gestellt wurde (Abschluss LP 8), Herstellungs-
kosten (KG 400) mind. 0,5 Mio. EUR brutto.

	 Mindestreferenz 2�  
Mindeststandard (bei Nichterfüllung Aus-
schluss): Planung der Technischen Ausrüs-
tung, mindestens Planung für die Anlagen-
gruppen 4 und 8 nach § 53 HOAI für den 
Neubau oder die Umrüstung einer Klima- 
oder Lüftungsanlage, mind. LP 3 und 5-8 
(gemäß § 55 HOAI 2013), welches im Zeit-
raum von 1.1.2012 bis 1.8.2020 fertig gestellt 
wurde (Abschluss LP 8), Herstellungskosten 
(KG 400) mind. 0,5 Mio. EUR brutto. 

III.2) 	 Bedingungen für den Auftrag

III.2.1)	 Angaben zu einem besonderen Berufsstand

Die Erbringung der Dienstleistung ist einem 
besonderen Berufsstand vorbehalten: Ja

Verweis auf die einschlägige Rechts- und Verwal-
tungsvorschrift:

Teilnahmeberechtigt sind Personen, die berech-
tigt sind, die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ zu 
tragen oder in der Bundesrepublik Deutschland 
als Ingenieur tätig zu werden. Der Nachweis der 
Befähigung ist mit dem Angebot zu führen. Teil-
nahmeberechtigt sind ferner Arbeitsgemein-
schaften solcher natürlicher Personen sowie 
juristische Personen, sofern in deren Satzungsre-
gelungen der Geschäftszweck auf das Erbringen 
von Planungsleistungen „Fachplanung techni-
sche Ausrüstung“ ausgerichtet ist und sie für die 
Durchführung der Aufgabe einen verantwortli-
chen Berufsangehörigen gemäß der genannten 
Bedingungen benennen können sowie Arbeitsge-
meinschaften solcher juristischer Personen.

III.2.2) Bedingungen für die Ausführung des Auftrags

Rechtsform bei Bietergemeinschaft: Gesamt-
schuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

Der Auftraggeber hat die gesetzlichen Bestim-
mungen und die Vorschriften für das öffentliche 
Bauwesen in der jeweils geltenden Fassung anzu-
wenden und einzuhalten, u.a.:

Die Richtlinie für die Durchführung von Bauauf-
gaben des Bundes (RBBau);

Das Vergabe- und Vertragshandbuch für die Bau-
maßnahmen des Bundes (VHB);

Bereichsdienstvorschrift C-1800/114;

Handbuch Gebäudeautomation (HB GA);

Im Rahmen der Planung, Ausschreibung und 
Bauausführung werden an Materialqualitäten 
und Baustoffauswahl ökologische, ökonomische 
und gesundheitliche Anforderungen gestellt. Bei 
der Firmenvergabe nach VOB sind die Vorgaben 
gemäß der technischen Vorbemerkungen Schad-
stoffe in Baumaterialien (BBA 01/2020) anzuwen-
den.

ABSCHNITT IV: VERFAHREN 

IV.1) 	 Beschreibung 

IV.1.1) 	 Verfahrensart 

Offenes Verfahren
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IV.1.3) 	 Angaben zur Rahmenvereinbarung 
Keine Rahmenvereinbarung

IV.1.8) 	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen 
(GPA) 
Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Nein

IV.2) 	 Verwaltungsangaben 

IV.2.2) 	 Schlusstermin für den Eingang der Angebote 
11. September 2020, 8.00 Uhr

IV.2.4) 	 Sprache(n), in der (denen) Angebote eingereicht 
werden können 
DE

IV.2.6) 	 Bindefrist des Angebots 
Das Angebot muss gültig bleiben bis 28. Februar 
2021.

IV.2.7) 	 Bedingungen für die Öffnung der Angebote 
11. September 2020, 8.00 Uhr
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg
Angaben über befugte Personen und das Öff-
nungsverfahren: Es sind keine Bieter oder bevoll-
mächtigte Personen zum Eröffnungsverfahren 
zugelassen.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN 

VI.1) 	 Angaben zur Wiederkehr des Auftrags 
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.3) 	 Zusätzliche Angaben 
Vergabeunterlagen in elektronischer Form:
1)	 Mehrfachangebote von Mitgliedern einer 

Bietergemeinschaft bzw. unterschiedlicher 
Niederlassungen eines Büros sowie Nachun-
ternehmer (Eignungsleihe gem. § 47 VgV) 
sind nicht zulässig und haben das Ausschei-
den aller betreffenden Bieter zur Folge. 
Mehrfachangebote von Nachunternehmern 
gem. § 36 VgV sind zugelassen.

2) 	 Die Vergabeunterlagen werden ausschließ-
lich und kostenfrei auf der Vergabeplattform 
www.bi- medien.de zum Download bereitge-
stellt. Eine Registrierung ist kostenfrei, 
jedoch keine Pflicht. Über Änderungen wer-
den Sie jedoch nur automatisch bei vorheri-
ger Registrierung informiert. Ansonsten 
sind Sie verpflichtet, sich eigenständig die 
erforderlichen Informationen durch Aufruf 
der Seite www.bi-medien.de zu verschaffen. 
Unterlassen die Unternehmen dies, liegt das 
Risiko, ein Angebot auf der Grundlage veral-
teter Vergabeunterlagen erstellt zu haben 
und daher im weiteren Verlauf vom Verfah-
ren ausgeschlossen zu werden, bei Ihnen.

3) 	 Die Angebotsunterlagen müssen vollständig 
sein und alle geforderten Angaben und 
Erklärungen enthalten. Angebote, die nicht 
die geforderten oder ggfs. nachgeforderten 
Erklärungen und Nachweise enthalten, wer-
den gemäß § 57 Abs. 1 Nr. 2 VgV vom Verga-
beverfahren ausgeschlossen. Angebote in 
elektronischer Form: Für die elektronische 
Einreichung des Angebotes ist die Registrie-
rung im B_I eVergabeSystem erforderlich. 

Bei Fragen zur Registrierung bzw. zum 
Hochladen des Angebotes wenden Sie sich 
bitte direkt an den Support der Vergabeplatt-
form B_I Medien unter Tel. 0431 53592-77 
oder service@bi-medien.de.

	 Kommunikation: Anfragen zum Verfahren 
sind elektronisch über die B_I eVergabe 
(www.bi-medien.de) zu stellen. Zugang zur 
elektronischen Kommunikation bzw. Ange-
botsabgabe als registrierter Nutzer der B_I 
eVergabe über den Menüpunkt – Meine Ver-
gaben – unter dem B_I code D440490497 im 
Bereich – Mitteilungen – bzw. – Angebot -. 
Informationen zu den Registrierungsmög-
lichkeiten sind zu finden unter: https://www.
bi-medien.de/bi-medien/produkte/de-bime-
dien-produkte.bi.

4) 	 Der Auftraggeber behält sich vor, vom Bieter 
unter Einhaltung des Transparenz- und 
Gleichbehandlungsgebotes gemäß § 56 Abs. 
2 VgV Unterlagen nachzufordern. Ein 
Anspruch des Bieters gegenüber dem Auf-
traggeber auf Nachforderung von Unterlagen 
besteht jedoch nicht.

5) 	 Nicht deutschsprachige Nachweise müssen 
als beglaubigte Übersetzung in Deutsch vor-
gelegt werden (Mindestanforderung).

6) 	 Im Auftragsfall hat der AN die ihm übertra-
genen Leistungen in seinem Büro bzw. gem. 
der Angaben im Bieterformular zu erbrin-
gen. Nur mit vorheriger schriftlicher Zustim-
mung des AG ist eine weitere, im Bieterfor-
mular nicht angekündigte Unterbeauftra-
gung zulässig.

7) 	 Hinweis: Die Angabe von zwei Mindestrefe-
renzen ist aus Sicht des AG ausreichend. 
Eine Obergrenze für einzureichende Refe-
renzen legt der AG nicht fest, d.h. es ist 
zulässig, dass der Bieter mehr als zwei Min-
destreferenzen einreicht. Sollte der Bieter 
mehr als zwei Referenzen einreichen, hat er 
anzugeben, welche Mindestreferenzen der 
AG für seine Auswahlentscheidung berück-
sichtigen soll. Erfolgt keine Angabe, wird der 
AG die ersten zwei eingereichten Mindestre-
ferenzen zur Prüfung gemäß den Mindest-
forderungen heranziehen.

8) 	 Für die Ausarbeitung der Angebotsunterla-
gen werden keine Kosten erstattet.

9) 	 Enthalten die Bekanntmachung o. die Unter-
lagen Unklarheiten, Widersprüche o. versto-
ßen diese nach Auffassung des Bieters gegen 
geltendes Recht, so hat der Bieter den AG 
unverzüglich in Textform darauf hinzuwei-
sen.

10) Die Zahlungsbedingungen richten sich nach 
den Allgemeinen Vertragsbedingungen zu 
den Verträgen für freiberuflich Tätige (AVB) 
gemäß Anlage 1/1 zu den Vertragsmustern 
der Richtlinien für die Durchführung von 
Bauaufgaben des Bundes (RBBau).

11)	 Corona-Pandemie-Informationen für Auf-
tragnehmer: die mit Erlass des BMI BW I 7 
– 70406/21#1 vom 23.03.2020 herausgegebe-
nen Hinweise zur Handhabung von Bauab-
laufstörungen werden auf den abzuschlie-
ßenden Vertrag entsprechend angewendet: 
(vgl. Anlage 13)
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VI.4) 	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren 

VI.4.1) 	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren 

Bundeskartellamt 
Villemombler Str. 76, 53123 Bonn, DE 
Telefon: +49 (228) 9 49 90 
Telefax:  +49 (228) 9 49 91 63

VI.4.3)	 Einlegung von Rechtsbehelfen

Genaue Angaben zu den Fristen für die Einle-
gung von Rechtsbehelfen:

Gemäß § 160 GWB müssen erkannte Verstöße 
gegen Vergabevorschriften innerhalb von 10 
Tagen bei der Vergabestelle der Bundesbauabtei-
lung, Amt für Bauordnung und Hochbau, 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 
Nagelsweg 47, 22097 Hamburg, gerügt werden. 
Hilft der Auftraggeber der Rüge nicht ab, kann 
nach Eingang der Mitteilung, der Rüge nicht 
abhelfen zu wollen, innerhalb von 15 Kalenderta-
gen ein Antrag auf Nachprüfung gemäß §§ 160 
bis 162 GWB beim Bundeskartellamt unter der 
zu VI.4.1. genannten Anschrift gestellt werden. 
Der Nachprüfungsantrag ist unzulässig, wenn die 
Voraussetzungen von § 160 Abs. 3 GWB vorlie-
gen. Ferner wird auf die Vorschriften der §§ 134, 
135 GWB hingewiesen.

VI.4.4)	 Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von 
Rechtsbehelfen erteilt

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 
Amt für Bauordnung und Hochbau, 
Bundesbauabteilung, BBA 2  
Nagelsweg 47, 20097   Hamburg, DE 

VI.5) 	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung 

6. August 2020

Hamburg, den 6. August 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 911

Öffentliche Ausschreibung

a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 20 A 0320

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m Sig-
natur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung
HSU, Helmut Schmidt Universität Hamburg, 
Holstenhofweg 85, 22043 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung
Demontage von 37 Stück schadstoffbelasteten 
Absperrarmaturen einschließlich fachgerechter 
Entsorgung.
Montage von 25 Stück bauseits bereitgestellten 
Absperrventilen.
Montage von 12 Stück Absperrklappen mit elekt. 
Stellantrieb.

g) 	 Entfällt
h) 	 Aufteilung in Lose: nein
i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 
Spätestens drei Tage nach Auftragserteilung.
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
40. Kw

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.
k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.
l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D440620698

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 27. August 2020 um 10.00 
Uhr, Ablauf der Bindefrist am 25. September 2020.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote
https://www.bi-medien.de/
Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien
Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin
27. August 2020 um 10.00 Uhr
Ort: Vergabestelle, siehe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:
Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.
u) 	 Entfällt
v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
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vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 17. August 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 912

Öffentliche Ausschreibung

1)	 Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind

Behörde für Inneres und Sport – Polizei –,  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg, Deutschland 
E-Mail: ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2)	 Verfahrensart

Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4)	 Entfällt

5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Durchführung der Notfallrettung im öffentlichen Ret-
tungsdienst im Einsatzbereich Niendorf, Rissen und 
Bramfeld

Rettungsdienstleistungen auf dem Gebiet der Freien 
und Hansestadt hamburg

Ort der Leistungserbringung: 22297 Hamburg

6)	 Gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art der einzel-
nen Lose

Angebote können abgegeben werden für

Los-Nr. 1 Losname Durchführung der Notfallrettung 
im öffentlichen Rettungsdienst im Bereich Niendorf

Beschreibung Rettungsdienstleistungen im Bereich 
Niendorf (siehe Punkt 4 „ Allgemeines zum Verfahren“ 
und Anlage 1 Leistungsbeschreibung)
Los-Nr. 2 Losname Durchführung der Notfallrettung 
in öffentlichen Rettungsdienst im Einsatzbereich Ris-
sen und Bramfeld
Beschreibung Rettungsdienstleistungen im Einsatzbe-
reich Rissen und Bramfeld (siehe Punkt 4 „ Allgemei-
nes zum Verfahren“ und Anlage 1 Leistungsbeschrei-
bung)

7)	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten
Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8)	 Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist
Entfällt

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=dkqkP4%252btfsA%253d  
10)	 Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 18. September 2020, 
14.00 Uhr, Bindefrist: 18. Dezember 2020.

11)	 Entfällt
12)	 Entfällt
13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-

zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt
– � ggf. Formblatt Erklärung der Bietergemeinschaft
– � ggf. Formblatt Verzeichnis über Teilleistungen der 

Nachunternehmer für den geplanten Sonderbedarf
– � Nachweis Gemeinnützigkeit
– � Nachweis über die Anerkennung über die Mitwir-

kung im Katastrophenschutz
– � Beleg über das Nichtvorliegen von Ausschlussgrün-

den Formblatt Eigenerklärung Eignung
– �  Auszug aus dem Bundeszentralregister
– � Ausdruck/Auszug aus dem Handel- bzw. Vereinsre-

gister
– � Formblatt Umsatznachweis
– � Nachweis Haftpflichtversicherung
– � Nachweis Qualitätsmanagementsystem
– � Formblatt Referenz Notfallrettung
– � Nachweis Standort Grundbedarf
– � Nachweis Standort Sonderbedarf
– � Konzept Ausfallsicherheit Personal und Sachmittel
– � Konzept Mitwirkung bie Großschadenslagen
– � Konzept Effizienz der Hygieneschutzmaßnahmen
– � Nachweis Bankbürgschaft
– � Formblatt Mindestlohnerklärung

14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.
Wirtschaftlichstes Angebot: UfAB 2018: 
Einfache Richtwertmethode  

Hamburg, den 14. August 2020

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 913
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Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 170-20 CR

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Gebäude 2, Holmbrook 10 in 22605 Hamburg

Bauauftrag: Elektro und Fernmeldeanlagen

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 185.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Oktober 2020; Fertigstellung: ca. Juli 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
9. September 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. August 2020

Die Finanzbehörde 914

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB VV 182-20 MZ

Verfahrensart: 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Planung und schlüsselfertiger Neubau des Schulcampus 
Struenseestraße (Hochbau und Außenanlagen) 
in Hamburg

Bauauftrag: Planungs- und Bauleistungen 
Generalübernehmer ab Lph 3 nach HOAI

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 42.630.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Vertragslaufzeit ca. 52 Monate

Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge: 
8. September 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Die Abgabe des Teilnahmeantrags ist ausschließ-
lich in elektronischer Form zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihren Teilnahme-
antrag rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Hamburg, den 11. August 2020

Die Finanzbehörde 915

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH UVO ÖA 027-20 DK
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Richardstraße 1, Unterhaltsreinigung in zwei Losen
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt:
180.000,– Euro über beide Lose
voraussichtlich Vertragslaufzeit:
1. November 2020 bis 31. Oktober 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
11. September 2020 um 12.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: 
http://www.hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/
Hinter „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
nur dann automatisch aus der elektronischen Vergabe, 
sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind und als 
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solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen 
haben.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/

Hamburg, den 14. August 2020

Die Finanzbehörde 916

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 165-20 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Kreuzbau, Rahlaukamp 1a in 22045 Hamburg

Bauauftrag: Sanitär

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 108.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Mitte Oktober 2020 bis März 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
4. September 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 14. August 2020

Die Finanzbehörde 917

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb

1) 	 Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-

den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind

Universität Hamburg,  
Mittelweg 124, 20148 Hamburg, Deutschland 
Telefon: 49 / 40 / 4 28 38 - 66 38 
strategischereinkauf@verw.uni-hamburg.de

2) 	 Verfahrensart

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 
(EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4) 	 Entfällt

5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Implementierung einer Reisekostenmanagementsoft-
ware

Die Universität Hamburg ist mit mehr als 40.000 Stu-
dierenden und ca. 6.000 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern die größte Forschungs- und Ausbildungsein-
richtung Norddeutschlands.

Als zentraler Servicedienstleister ist die Universitäts-
verwaltung bestrebt das Verwaltungshandeln zu opti-
mieren und zu digitalisieren. Durch die Einführung 
einer Software zur elektronischen Verwaltung der Rei-
sekostenabrechnung soll der komplette Prozess von der 
Antragstellung bis zur Auszahlung der Erstattungen 
möglichst vollständig digitalisiert werden.

Aktuell fallen jährlich ca. 14.000 Dienstreisen und 
-gänge einschließlich deren Abrechnung an. Dazu 
kommen noch die Abrechnungen von externen Perso-
nen und Gästen, welche nicht an der Universität Ham-
burg beschäftigt sind und aufgrund einer Vereinbarung 
oder Zusage Reisekosten erstattet bekommen. 
Es soll ein leistungsstarker Dienstleister verpflichtet 
werden, der die Universität Hamburg bei der Imple-
mentierung einer Reisekostenmanagementsoftware 
unterstützt.

Diese Aufgabe umfasst im Wesentlichen:

– � Bereitstellung einer installationsfähigen Software

– � Unterstützung bei der Installation und Einführung 
der Software

–  Herstellung der Betriebsbereitschaft

– � Unterstützung der auftraggeberseitigen Einfüh-
rungs- und Genehmigungsprozesse

–  Erforderliche Konfiguration der Software

–  Dokumentation und Schulungen

Im Ergebnis des Teilnahmewettbewerbs und durchzu-
führenden Vergabeverfahrens ist die Verpflichtung des 
Dienstleisters auf Basis eines „EVB-IT Systemvertra-
ges“ vorgesehen. Der Dienstleister sollte ab Mitte/ 
Ende November 2020 verfügbar sein. Die konkrete 
Umsetzung ist ab Januar 2021 geplant.

Ort der Leistungserbringung: 
20148 auf dem Gelände des Desy, Hamburg

6) 	 Entfällt

7) 	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8) 	 Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

	 Vom 1. Dezember 2020 
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9)  Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=Jy8S2FEhi6U%253d 

10)  Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 8. September 2020, 9.00 
Uhr.

11)  Entfällt

12)  Entfällt

13)  Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt

 siehe Teilnahmeunterlagen

14) Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

Freie Verhältniswahl Preis/Leistung

Hamburg, den 10. August 2020

Universität Hamburg 918

Gerichtliche Mitteilungen

Terminsbestimmung
802 K 20/18. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Dienstag, 13. 
Oktober 2020, 9.30 Uhr, Alster City, 
Konferenzcenter Saal 1, Weidestraße 
122b, 22083 Hamburg, öffentlich ver-
steigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Bramfeld. Gemar-
kung Bramfeld, Flurstück 5338, Wirt-
schaftsart und Lage Wohnbaufläche 
(offen), Anschrift Moosbeerweg 10, 
293 m², Blatt 4932.

Objektbeschreibung: Das Grund-
stück ist bebaut mit einem im Jahre 
1965 unterkellerten zweigeschossigen 
Reihenendhaus mit ausgebautem Dach-
geschoss mit einer Wohnfläche von ca. 
131 m². An der Rückseite des Gebäudes 
ist ein Wintergarten angebaut.

Die Beheizung erfolgt über Öl-Zen-
tralheizung, welche allerdings im Jahre 
2017 stillgelegt wurde. Es besteht 
Modernisierungsrückstau.

An Außenwänden ligen Durch-
feuchtungsschäden vor, welche innen 
zu Wandverfärbungen und mutmaßli-
chem Schimmelpilzbefall geführt 
haben.

Insgesamt besteht innen und außen 
umfassender Instandhaltungs- und 
Renovierungsbedarf. Bietinteressenten 
wird dringend angeraten, das vorlie-
gende Gutachten einzusehen.

Verkehrswert: 284.000,– Euro

Weitere Informationen und kosten-
loser Gutachtendownload: www.zvg.com. 
Außerdem kann das eingeholte Gutach-
ten auf der Geschäftsstelle, Raum 2.044, 
montags, dientags, donnerstags und 
freitags von 9.00 bis 12.00 Uhr, Telefon 

040 / 4 28 63 - 67 95 oder - 67 98, Telefax 
040 / 4 27 98 - 34 11, eingesehen werden.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
5. Juni 2018 in das Grundbuch eingetra-
gen worden.

Es wird um Beachtung gebeten, dass 
sich der Versteigerungsort nicht im 
Gerichtsgebäude befindet. Einlass in 
den Versteigerungssaal ist ab 30 Minu-
ten vor Sitzungsbeginn. Es besteht 
Maskenpflicht. Eine Mund-Nasen-Be-
deckung ist mitzubringen und während 
der Sitzung zu tragen. Bei Zuwider-
handlungen erfolgt Nichtzulassung 
bzw. Ausschluss von der Verhandlung.

Aufforderung:
Rechte, die zur Zeit der Eintragung 

des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Gläubigers den übrigen Rech-
ten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 21. August 2020

Das Amtsgericht 
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 919

Terminsbestimmung
717 K 27/19. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Donnerstag,  
29. Oktober 2020, 10.00 Uhr, Bürger-
saal Wandsbek, Am Alten Posthaus 4, 
22041 Hamburg (Einlass ab 9.15 Uhr), 
öffentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Meiendorf. Mit -
eigentumsanteil verbunden mit Sonder-
eigentum. ME-Anteil 1/14, Sonder-
eigentums-Art sämtliche Räume des 
Hauses, SE-Nummer 6, Blatt 6248, 
BV 1 an Grundstück Ge markung Mei-
endorf, Flur, Flurstück 4044, 4136, 4137, 
Wirtschaftsart und Lage Gebäude- und 
Freifläche, Anschrift Meiendorfer 
Straße 114A, 114B, 114C, 114D, 114E, 
114F, 114G, 114H, 114I, 114J, 114K, 
3.208 m².

Objektbeschreibung/Lage laut An-
gabe des Sachverständigen: Das Woh-
nungseigentum besteht aus einem im 
Jahr 1979 errichteten und unterkeller-
ten Reihenendhaus mit ausgebautem 
Dachgeschoss (postalische Anschrift 
Meiendorfer Straße 114 f). Die Wohn-
fläche beträgt ca. 110 m², ältere Gaszen-
tralheizung, Warmwasser zentral über 
Heizung. Das Objekt steht seit etwa 
drei Jahren leer und es besteht erhebli-
cher Unterhaltungsstau und Moderni-
sierungsbedarf. An den Wandbereichen 
Schimmelpilzbefall aufgrund eines 
Wasserschadens, der sich über alle 
Gebäudeebenen ausgebreitet hat. Inte-
ressenten wird die Einsicht in das Gut-
achten empfohlen. Sondernutzungs-
recht an einer Gartenfläche. Nach dem 
derzeitigen Stand besteht im Bürgersaal 
Maskenpflicht. Eine geeignete Mund- 
Nasen-Bedeckung ist mitzubringen. 
Einlass in den Saal ab 9.15 Uhr.
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Verkehrswert: 250.000,– Euro.

Das über den Verkehrswert des 
Grundbesitzes eingeholte Gutachten 
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer 
301 oder 308, Montag und Dienstag 
und Donnerstag und Freitag von 9.00 
bis 12.00 Uhr eingesehen werden. Tele-
fon: 040 / 4 28 81 - 21 50 / -21 63. Mitt-
wochs keine Sprechzeiten. Infos auch 
im Internet unter www.zvg.com.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
21. November 2019 in das Grundbuch 
eingetragen worden.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 21. August 2020

Das Amtsgericht 
Hamburg-Wandsbek

Abteilung 717 920
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